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Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Solingen – (AbfS)
vom 13.12.2016 

(in der Fassung der II. Änderungssatzung vom 04.12.2017)

Auf Grund
• der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666), 

• der §§ 2, 3, 5, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesabfallgesetz - LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV NRW S. 250), 

• des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der um-
weltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz 
– KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), 

• der Verordnung über die Vermeidung und Verwertung von Verpackungsab-
fällen (Verpackungsverordnung - VerpackV) vom 21. August 1998 (BGBl. I 
S. 2379), 

• der 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung - 32. BImSchV) vom 29. Au-
gust 2002 (BGBl. S.3478 ff),

• des § 7 der Verordnung über die Entsorgung von gewerblichen Siedlungs-
abfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfall-
verordnung - GewAbfV) vom 19. Juni 2002 (BGBl. S. 1938 ff),

• des Gesetzes zur Neuordnung des Rechts über das Inverkehrbringen, die Rück-
nahme und die umwelt verträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektronik-
geräten (Elektro- und Elektronikgerätegesetz – ElektroG) vom 20. Oktober 
2015 (BGBl. I 2015, S. 1.739),

• des § 86 Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01. Mai 2000 (GV 
NRW S. 256),

• der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), 

• und der §§ 17 und 36 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in 
der Fassung der Bekannt machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I. S. 602), 

jeweils in der geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Solingen in seiner  
Sitzung am 08.12.2016 folgende Satzung beschlossen:
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Präambel

Die Stadt Solingen beabsichtigt, mit dieser Satzung durch umweltgerechte Ab-
fallentsorgung umweltbewusstes Verhalten zu fördern. 
Ziel ist es, die Menge der anfallenden Abfälle und ihren Schadstoffgehalt durch 
Beratung und Information zu vermeiden oder zu verringern, unvermeidbare 
Abfälle durch steuernde und begleitende Maßnahmen der Wiederverwendung 
oder Verwertung zuzuführen und die verbleibende Restabfallmenge schadarm 
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zu beseitigen.
Abschnitt I

Einleitende Bestimmungen

§ 1 
Aufgabe und Zielsetzung

(1) Die Stadt Solingen ist öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 KrWG. Sie betreibt die Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfällen (Abfallwirtschaft) in ihrem Gebiet nach Maßgabe der 
Gesetze und dieser Satzung als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche 
Einrichtung wird als „kommunale Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeich-
net und bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit. 

 Hierzu bedient sie sich der Technischen Betriebe Solingen (TBS) als eigenbe-
triebsähnliche Einrichtung.

(2) Die Abfallwirtschaft in der Stadt wird nach folgender Zielhierarchie vorge-
nommen:
1. Vermeidung und Verringerung von Abfällen und von Schadstoffen in 

Abfällen, 
2. Weiterverwendung von Gegenständen, soweit dies möglich ist, 
3. Recycling von Abfällen, 
4. energetische Verwertung von Abfällen, 
5. umweltverträgliche Beseitigung von Abfällen.

(3) Die Stadt kann sich zur Erfüllung von Aufgaben gemäß §§ 1 und 2 ganz 
oder teilweise Dritter bedienen.

(4) Die Stadt wirkt in ihrem Zuständigkeitsbereich vorrangig auf Vermeidung 
von Abfällen sowie auf Verwertung angefallener Abfälle hin (Vorbildfunktion).

(5) Die Stadt wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen, die auf Grundstücken 
oder in öffentlichen Einrichtungen der Stadt durchgeführt werden, die Maß-
gaben des § 2 LAbfG beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter 
verwendet werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder Verwertbar-
keit auszeichnen.

(6) Die Stadt richtet ihr Beschaffungs- und Auftragswesen so aus, dass bei der 
Angebotswertung nach Möglichkeit Aspekte des Umweltschutzes in der 
Wertung mit zu berücksichtigen sind; die „Vergabedienstanweisung der 
Stadt Solingen“ in ihrer jeweils geltenden Fassung ist anzuwenden.
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§ 2 
Umfang und Verfahren der Abfallwirtschaft

(1) Die Entsorgung von Abfällen umfasst das Einsammeln und Befördern der 
Abfälle zu den in § 3 genannten Abfallentsorgungsanlagen, wo sie sortiert, 
verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden.

(2) Im Einzelnen erbringt die Stadt gegenüber den Benutzern der kommunalen 
Abfallentsorgungseinrichtung insbesondere folgende Leistungen:
1. Einsammeln und Befördern von Restabfall zum Zwecke der Beseitigung 

nach §§ 17 und 21.
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen und Grünschnitt nach § 

14, soweit sie nicht besonderen Entsorgungsvorschriften, z.B. Tierische 
Nebenprodukte- Beseitigungsverordnung (TierNebV), unterliegen. [§ 4 
Abs. 1 Buchstabe a)]

3. Einsammeln und Befördern von Wertstoffen soweit es sich nicht um 
Leichtverpackungen handelt.

4. Einsammeln und Befördern von Papier/Pappe/Kartonage, soweit es sich 
nicht um Einwegverkaufsverpackungen aus Papier/Pappe/Kartonage 
handelt.

5. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen (Sperrgut) nach § 15.
6. Einsammeln und Befördern von Altmetall/Metallschrott nach § 13 Abs. 

3 Buchstabe f).
7. Einsammeln und Befördern von Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach 

dem ElektroG und § 16 Abs. 1.
8. Sammlung von Altbatterien gemäß § 13 Batterie gesetz (BattG) im Bring-

system nach § 16 Abs. 5.
9. Sammlung von Bauschutt bis maximal 4 Tonnen  gegen Entgelt im Bring-

system nach § 19.
10. Sammlung von schadstoffhaltigen Abfällen im Bringsystem nach § 18.
11. Sammlung von Alttextilien und Altschuhen im Bringsystem nach § 13 

Abs. 3 Buchstabe b).
12. Die Information und Beratung der Abfallbesitzer über Möglichkeiten 

der Vermeidung, der Verwertung und der Beseitigung von Abfällen hin-
sichtlich der Abfälle, die nicht gemäß § 4 Abs. 1 ausgeschlossen sind. (§ 
46 KrWG)

13. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenpapierkörben, 
soweit dies nach den örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist und so-
weit diese nicht der Straßenreinigung zuzuordnen sind.

14. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der All-
gemeinheit zugänglichen Grundstücken im Stadtgebiet. (Wilde Kippe/
Wilder Abfall)

 Das Nähere ergibt sich aus Abschnitt III „Durchführung der Abfallentsorgung“.
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§ 3 
Abfallentsorgungsanlagen

(1) Die Stadt Solingen stellt folgende stationäre Abfallentsorgungsanlagen für 
die Benutzer der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung  zur Verfügung:
a) Müllheizkraftwerk (MHKW) incl. Schadstoffsammelstelle der Technischen 

Betriebe Solingen
 Standort: Sandstraße 16 a, 42655 Solingen
 Öffnungszeiten und Preislisten: werden durch Aushang, im Internet und in 

der örtlichen Presse bekannt gemacht
 Annahme von Abfällen: gem. Anlage A und C zu dieser Satzung
b) EntsorgungsZentrum Bärenloch bestehend aus dem Wertstoffhof und 

der  Mulch- und Kompostierungsanlage durch die Entsorgung Solingen 
GmbH als Betreiber der Anlage,

 Standort: Cronenberger Straße 177, 42651 Solingen
 Öffnungszeiten und Preislisten: werden durch Aushang, im Internet und in 

der örtlichen Presse bekannt gemacht
 Annahme von Abfällen: gem. Anlage B und C zu dieser Satzung

(2) Abfälle, die bei den Abfallentsorgungsanlagen angeliefert werden, sind 
ordnungsgemäß zu deklarieren und so zu überlassen, dass der Betriebsab-
lauf nicht beeinträchtigt wird. Die Benutzung der Abfallentsorgungsanla-
gen richtet sich im Übrigen nach der jeweiligen Benutzungsordnung und 
der Anlage C Abfallartenkatalog zu dieser Satzung. Die Anweisungen des 
Personals der Anlage sind zu befolgen. Die Annahmebedingungen sind 
nach Rücksprache mit der Abfallentsorgungsanlage im Einzelfall einzuhal-
ten; bei Nichteinhaltung oder bei Überschreitung der Annahmewerte gel-
ten die Abfälle im Sinne dieser Satzung als ausgeschlossen.

 Ist der Betrieb einer Abfallentsorgungsanlage gestört, so ist diese insoweit 
vorübergehend nicht zur Annahme der Abfälle verpflichtet.
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§ 4 
Ausgeschlossene Abfälle

(1) Insgesamt von der Abfallentsorgung durch die Stadt sind ausgeschlossen:
a) Abfälle, für die nach § 2 Abs. 2 KrWG das Kreislaufwirtschaftsgesetz 

nicht gilt;
b) Abfälle, die in der dieser Satzung beigefügten Anlage C. Abfallartenka-

talog nicht aufgeführt sind oder den dort aufgeführten Anforderungen 
nicht entsprechen. Dies gilt auch dann, wenn diese Abfälle mit anderen 
- nicht ausgeschlossenen Abfällen - vermischt sind, ungeachtet des Mi-
schungsverhältnisses;

c) Abfälle, die Rücknahmeverpflichtungen aufgrund einer Rechtsverord-
nung nach § 25 KrWG unterliegen, soweit entsprechende Rücknahme-
einrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen und die Stadt nicht nach 
§ 25 Abs. 2 Nr. 4 KrWG an der Rücknahme mitwirkt.

(2) Nur vom Einsammeln und Befördern sind ausgeschlossen:
a) Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, so-

weit Dritte oder private Entsorgungsträger mit den Pflichten zur Entsor-
gung nach § 22 KrWG beauftragt worden sind;

b) Abfälle aus Industrie und Gewerbe, mit Ausnahme von gewerblichen 
Siedlungsabfällen und den in § 15 genannten Abfällen;

c) Erdaushub, Straßenaufbruch, Bauschutt, Baustellen abfälle, Steine;
d) Altreifen.

(3) Über § 4 Abs. 1 und 2 hinaus kann die Stadt in Einzelfällen mit Zustimmung 
der Bezirksregierung Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG von der Entsorgung insge-
samt oder vom Einsammeln und Befördern ausschließen, wenn diese nach 
ihrer Art oder Menge nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden 
Abfällen entsorgt werden können oder die Sicherheit der umweltverträgli-
chen Beseitigung im Einklang mit den Abfallwirtschaftsplänen des Landes 
durch einen anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist. Die 
Stadt kann den Besitzer solcher Abfälle verpflichten, die Abfälle bis zur Ent-
scheidung der Bezirksregierung auf seinem Grundstück so zu lagern, dass 
das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird.

(4) Soweit Abfälle ganz oder teilweise von der Entsorgung durch die Stadt 
ausgeschlossen sind, ist der Besitzer dieser Abfälle nach den Vorschriften 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des Landesabfallgesetzes NRW, in der 
jeweils geltenden Fassung, verpflichtet, diese einer hierfür zugelassenen 
Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen.

 Insgesamt ausgeschlossene Abfälle dürfen nicht bei einer der in § 3 ge-
nannten Abfallentsorgungsanlagen angeliefert, nur vom Einsammeln und 
Befördern ausgeschlossene Abfälle nicht in von der Stadt in § 20 zugelasse-
ne Abfallbehälter eingefüllt werden.
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Abschnitt II

Begründung des Benutzungsverhältnisses, Rechte und Pflichten aus dem 
Benutzungsverhältnis

§ 5 
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Solingen liegenden Grund-
stücks ist im Rahmen dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den An-
schluss seines Grundstücks an die kommunale Abfallentsorgungseinrich-
tung zu verlangen (Anschlussrecht). Den Grundstückseigentümern stehen 
Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, 
Nießbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berech-
tigten gleich.

(2) Jeder Anschlussberechtigte und jeder sonstige Abfallbesitzer (z. B. Mieter, 
Pächter) im Stadtgebiet hat im Rahmen dieser Satzung das Recht, die von 
der Stadt zur Verfügung gestellten Sammelbehälter (Abfallbehälter auf den 
Grundstücken, allgemein zugängliche Sammelcontainer mit besonderer 
Zweckbestimmung) und die sonstigen Anlagen und Einrichtungen der Ab-
fallentsorgung bestimmungsgemäß zu benutzen (Benutzungsrecht).

(3) Soweit das Einsammeln und Befördern von Abfällen durch die Stadt nach 
§ 4 Abs. 2 und 3 ausgeschlossen ist, erstreckt sich das Anschluss- und Be-
nutzungsrecht nur darauf, die Abfälle nach Maßgabe des § 3 einer von der 
Stadt zur Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlage zu überlassen.

§ 6 
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Anschlussberechtigte eines im Gebiet der Stadt Solingen liegenden 
Grundstückes ist verpflichtet, sein Grundstück an die kommunale Abfal-
lentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das Grundstück von privaten 
Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang).

 Der Eigentümer eines Grundstückes als Anschlusspflichtiger und jeder 
andere Abfallbesitzer (z.B. Mieter, Pächter) auf einem an die kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung angeschlossenen Grundstück ist verpflichtet, 
im Rahmen der §§ 2, 4 und 5 die auf seinem Grundstück oder sonst bei 
ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung aus 
privaten Haushaltungen der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu 
überlassen (Benutzungszwang).

 Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG 
i.V.m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushaltungen im Rah-
men der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen 
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und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen ver-
gleichbaren Anfallstellen wie Wohnungen oder Einrichtungen des betreu-
ten Wohnens.

(2) Anschlussberechtigte von Grundstücken und Abfallerzeuger/Abfallbesitzer 
auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. 
gewerblich/industriell genutzt werden, haben gleichermaßen die Verpflich-
tung nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur Beseitigung 
im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz KrWG anfallen.

 Sie haben nach § 7 Abs. 2 Satz 4 der GewAbfV für gewerbliche Siedlungs-
abfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV mindestens einen Pflicht-Restabfall-
behälter zu benutzen. Die Zuteilung des Behältervolumens für den Pflicht-
Restabfallbehälter erfolgt auf der Grundlage der Maßgaben in § 21.

 Gewerbliche Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Abfälle  
aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 
20 der Anlage der Verordnung über das europäische Abfall ver zeichnis vom 
10.12.2001 (BGBl. I S. 3379) in der jeweils geltenden Fassung aufgeführt 
sind, insbesondere:

 a) Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung über das europäische 
Abfallverzeichnis vom 10.12.2001 (BGBl. I S. 3379) in der jeweils geltenden 
Fassung aufgeführt sind, insbesondere:
aa) gewerbliche und industrielle Abfälle sowie
bb) Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen, die Abfällen aus 

privaten Haus haltungen auf Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusam-
mensetzung ähnlich sind, sowie: 

  weitere nicht in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verord-
nung aufgeführte gewerbliche und industrielle Abfälle, die nach Art, 
Zusammensetzung, Schadstoffgehalt und Reaktionsverhalten Abfällen 
aus privaten Haushaltungen vergleichbar sind.

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und 2 besteht auch für 
Grundstücke, die anderweitig z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig 
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden (sog. ge-
mischt genutzte Grundstücke).

 Die Nutzung eines gemeinsamen Restabfallbehälters durch die privaten 
Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungs-
abfällen ist auf Antrag möglich.
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(4) Soweit das Einsammeln und Befördern von überlassungspflichtigen Abfällen 
nach § 4 Abs. 2 und 3 ausgeschlossen ist, erstrecken sich Anschluss- und 
Benutzungsrecht sowie Anschluss- und Benutzungszwang nur darauf, die 
Abfälle nach Maßgabe dieser Satzung und der jeweiligen Benutzungsord-
nung der hierfür nach § 3 bestimmten Anlage zur Abfallentsorgung zu 
überlassen.

§ 7 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Der Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht:
a) soweit Abfälle nach § 4 Abs. 1 Buchstabe a) oder b) ausgeschlossen sind;
b) soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer 

Rechtsverordnung nach § 25 KrWG  unterliegen und die Stadt Solingen 
an deren Rück nahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 KrWG);

c) soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 26 
KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurücknehmen-
den Hersteller oder Vertreiber ein Freistellungs- oder Feststellungsbe-
scheid nach § 26 Abs. 3 oder Abs. 6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 
2 S. 1 Nr. 2 KrWG);

d) soweit Abfälle, die nicht gefährlich sind, durch gemeinnützige Samm-
lung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt 
werden und das Anzeigeverfahren nach § 18 KrWG durchgeführt wurde 
(§ 17 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 KrWG);

e) soweit Abfälle, die nicht gefährlich sind, durch gewerbliche Sammlung 
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden, 
wenn und soweit dies der Stadt Solingen im Rahmen des durchzuführen-
den Anzeigeverfahrens nach § 18 KrWG nachgewiesen wird und nicht 
überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen (§ 17 Abs. 2 S. 1 
Nr. 4 KrWG).

(2) Eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang wird auf Antrag er-
teilt:
a) soweit der Erzeuger oder Besitzer von Abfällen aus privaten Haushal-

tungen nachweist, dass er Abfälle zur Verwertung selbst auf dem von 
ihm im Rahmen seiner privaten Lebensführung genutzten Grundstück 
ordnungsgemäß und schadlos verwertet (Eigen verwertung);

b) soweit der Erzeuger oder Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen 
nachweist, dass er diese Abfälle in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbesei-
tigung) und überwiegende öffentliche Interessen eine Überlassung an die 
öffentliche Einrichtung Abfallentsorgung nicht erfordern.
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§ 8 
Begriff des Grundstücks

Ein Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ein solcher Teil der Erdoberfläche, 
der auf einem besonderen Grundbuchblatt oder auf einem gemeinschaftlichen 
Grundbuchblatt unter einer besonderen Nummer im Verzeichnis der Grundstük-
ke gebucht ist, so dass ein Grundstück auch aus mehreren Flurstücken bestehen 
kann (Buchgrundstück). Die Zusammenfassung mehrerer Buchgrundstücke zu 
einer „wirtschaftlichen Einheit“ kommt nur dann in Betracht, wenn dies aus 
Gründen der Gebührengerechtigkeit geboten ist.

§ 9 
Anfall von Abfällen, Eigentumsübergang und Benutzung  

der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung

(1) Abfälle gelten als zum Einsammeln und Befördern angefallen, wenn die 
Voraussetzungen des Abfallbegriffs und der Entledigung gem. § 3 Abs. 1 
bis 4 KrWG erstmals erfüllt sind.  Als angefallen nach Satz 1 gelten insbe-
sondere Abfälle und Gegenstände, die:
a) in nach § 20 zugelassene Abfallbehälter eingefüllt zur Abfuhr bereitstehen;
b) für die Abfuhr sperriger Abfälle nach § 15 bereit gestellt sind;
c) in die nach § 13 Abs. 3 Buchstabe a) und b) von der Stadt bzw. vom Auf-

tragnehmer der Systembetreiber im Rahmen der Sammlung aufgestellten 
Depot–Container für Abfälle zur Verwertung zweckentsprechend einge-
füllt sind;

d) beim mobilen Grünschnittcontainer abgegeben sind. 
(2) Abfälle, die nach § 4 Abs. 2 vom Einsammeln und Befördern ausgeschlos-

sen sind gelten als angefallen, sobald sie in zulässiger Weise auf das Gelän-
de in einer von der Stadt nach § 3 zur Verfügung gestellten Abfallentsor-
gungsanlage verbracht worden sind.

(3) Die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung beginnt mit 
der Aufstellung/ Zugänglichmachung der gemäß dieser Satzung zur Verfü-
gung gestellten Abfallbehälter, im Falle des Ausschlusses vom Einsammeln 
und Befördern nach § 4 Abs. 1 und 2 mit der in zulässiger Weise bewirk-
ten Überlassung der Abfälle bei der betreffenden Abfallentsorgungs anlage 
nach § 3.

 Werden Abfallbehälter, die nicht von den TBS zur Verfügung gestellt oder 
nicht vom Anschlussberechtigten bei den TBS beantragt worden sind, für 
die kommunale Abfallentsorgung bereitgestellt und entleert, so stellt dies 
ebenfalls eine Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung 
im Sinne von Satz 1 dar.
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(4) Zugelassene Abfälle gehen in das Eigentum der Stadt Solingen und der 
Entsorgung Solingen GmbH über, sobald sie eingesammelt, auf Sammel-
fahrzeuge verladen, in Depotcontainer (z.B. Alttextilien und Altschuhe) ein-
gefüllt oder bei den im § 3 aufgeführten Abfallentsorgungsanlagen ange-
nommen sind.

(5) Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen zu 
suchen oder suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände 
werden als Fundsachen behandelt.

(6) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitge-
stellte Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen. Die Durchsuchung der 
Abfälle sowie deren Behandlung vor Ort ist darüber hinaus jedermann un-
tersagt, soweit sie mit Gefahren für Leben oder Gesundheit verbunden ist 
oder die Abfallbehälter beschädigt werden können.

§ 10 
Anzeige- und Auskunftspflicht

(1) Der Anschlusspflichtige und jeder Abfallbesitzer hat den TBS den erstmali-
gen Anfall von Abfällen, deren Art und voraussichtliche Menge, die Anzahl 
der Bewohner des Grundstücks sowie jede diesbezügliche Veränderung der 
tatsächlichen Verhältnisse unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(2) Tritt ein Wechsel in der Person des Anschlusspflichtigen ein, so sind sowohl 
der bisherige als auch der neue Anschlusspflichtige verpflichtet, die TBS 
unverzüglich schriftlich von dem Wechsel zu benachrichtigen und die nach 
Abs. 1 erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend für die Inhaber von Betrieben und 
Einrichtungen, aus denen regelmäßig Abfälle gesammelt bzw. bei Abfallent-
sorgungsanlagen angeliefert werden.

(4) Soweit es zur Durchführung dieser Satzung erforderlich ist, müssen die An-
schlusspflichtigen sowie die Abfallbesitzer und -erzeuger die notwendigen 
Auskünfte erteilen.

§ 11 
Betretungsrecht

Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflich-
tige Abfälle anfallen, sind verpflichtet, das Betreten der Grundstücke und der 
Standplätze für Abfallbehälter zum Zwecke der Aufstellung der Abfallbehälter, 
des Einsammelns der Abfälle und zur Überwachung des Getrennthaltens und 
der Verwertung von Abfällen nach Maßgabe des § 19 KrWG zu dulden.

§ 12 
Andere Berechtigte und Verpflichtete

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergebenden Rech-
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te und Pflichten gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungs- und 
Teileigentümer, Wohnungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsge-
setzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen am Grundstück dinglich Berechtig-
ten. Die Grundstückseigentümer werden von ihren Verpflichtungen nicht da-
durch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige 
vorhanden sind.

Abschnitt III

Durchführung der Abfallentsorgung

§ 13 
Abfälle zur Verwertung

(1) Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe) sind gem. § 3 Abs. 1 Satz 2 erster Halb-
satz KrWG Abfälle, die verwertet werden.

 Aus privaten Haushaltungen sind dies z. B.:
• Altpapier/-pappe,
• Altglas,
• Altmetall/Metallschrott,
• Alttextilien und Altschuhe,
• Verpackungsabfälle aus Metall, Kunststoff und  Verbundmaterial,
• Elektro- und Elektronik-Altgeräte sowie
• Bioabfälle und Grünschnitt.

(2) Bereits an der Anfallstelle sind Abfälle zur Verwertung getrennt zu halten, 
frei von Abfällen zur Beseitigung und schadstoffhaltigen Abfällen zu sam-
meln und entsprechenden Sammelbehältern, Sammelstellen oder Abfal-
lentsorgungsanlagen zuzuführen.

(3) Für in privaten Haushaltungen anfallende Abfälle zur Verwertung stehen 
folgende Sammelsysteme zur Verfügung:
a) Für Altglas: Depotcontainer.
 Gewerbliche Endverbraucher im Sinne der Verpackungsverordnung kön-

nen die Depotcontainer für Glas ebenfalls nutzen. Die Depotcontainer 
für Glas dürfen nur werktags von 8.00 bis 20.00 Uhr befüllt werden.

b) Alttextilien und Altschuhe sind in die im öffentlichen Straßenraum im 
Auftrag der Stadt Solingen aufgestellten Depotcontainer karitativer Or-
ganisationen zu geben.

 Alternativ kann auch die in § 3 Buchstabe b) genannte Annahmestelle 
am Wertstoffhof genutzt werden.

c) Für Leichtverpackungen: grundstücksbezogene gelbe Sammelbehälter 
und der in § 3 Buchstabe b) genannte Wertstoffhof.
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d) Für Papier/Pappe/Kartonage: grundstücksbezogene blaue Sammelbehäl-
ter und der in § 3 Buchstabe b) genannte Wertstoffhof.

e) Für Bioabfälle und Grünschnitt: grundstücksbezogene Sammelbehälter 
mit braunem Deckel und für Grünschnitt die in § 3 Buchstabe b) ge-
nannte Mulch- und Kompostierungsanlage.

f) Für Metall/Metallschrott: die mobile Metallschrottsammlung, die Sperr-
gutabfuhr nach § 15 sowie die in § 3 Buchstabe a) und b) genannten 
Sammelstellen.

g) Für Altholz aus Möbelteilen: die Sperrgutabfuhr nach § 15 sowie die in 
§ 3 Buchstabe a) und b) genannten Sammelstellen.

h) Für Kork und CD´s: die in § 3 Buchstabe a) und b) genannten Sammel-
stellen.

 Die TBS informieren über weitere Abgabemöglichkeiten.
(4) Die Stadt kann aus abfallwirtschaftlichen Gründen Änderungen dieser Sam-

melsysteme vornehmen sowie zur Erprobung und Einführung von neuen 
Methoden und Systemen zur Erfassung, Sammlung, Behandlung, Verwer-
tung, Beseitigung und zum Transport von Abfällen Modellversuche mit ört-
lich und/oder zeitlich begrenzter Wirkung durchführen.

§ 14 
Bioabfälle und Grünschnitt

(1) Bioabfälle sind biologisch abbaubare organische Abfälle wie z. B.:
• Lebensmittel- und feste Speisereste,
• Obst- und Gemüsereste, Eierschalen, Knochen, Tee- und Kaffeesatz,
• Haare, Federn.

(2) Grünschnitt sind biologisch abbaubare organische Abfälle wie z.B.:
• Baum-, Strauch- und Grasschnitt,
• Laub, Blumen- und Pflanzenreste,
• alte Blumentopferde.

(3) Bioabfälle und Grünschnitt aus privaten Haushaltungen sowie Haus- und 
Kleingärten können  von dem Abfallbesitzer kompostiert oder als Mulch-
material verwendet werden sofern eine Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer (z. 
B. Ratten) nicht entsteht. Die Eigenverwertung hat ordnungsgemäß und 
schadlos i.S.d. § 7 Abs. 3 KrWG zu erfolgen.

(4) Ist eine Eigenverwertung i.S.v. Abs. 3 nicht möglich, sind Bioabfälle und 
Grünschnitt getrennt von den anderen Abfällen in das von den TBS zur Ver-
fügung gestellte Bioabfallgefäß einzufüllen. Für Grünschnitt steht darüber 
hinaus die Sammelstelle gemäß § 3 Buchstabe b) und das Sammelfahrzeug 
im Haltestellensystem; die Haltepunkte und -zeiten werden im jährlich er-
scheinenden Solinger Abfallkalender bekannt gegeben, zur Verfügung.

(5) Der Anschluss an die Biotonne ist freiwillig. Die An-, Ab-  oder Ummeldung 
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der Biobfallgefäße ist für den Grundstückseigentümer einmal im Jahr kosten-
los. Die Ausstattung der Bioabfallgefäße mit Bio-Filterdeckeln ist gestattet. 
Sollte der Bio-Filterdeckel bei der Entleerung der Biotonne abreißen oder be-
schädigt werden, haftet die Stadt nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.

(6) Mit Krankheitserregern (Monilia, Feuerbrand, Rotpustel etc.) behaftete 
Pflanzen oder Pflanzenteile sind ausschließlich über das Restabfallgefäß zu 
entsorgen.

§ 15 
Sperrige Abfälle (Sperrgut)

(1) Sperrige Abfälle (Sperrgut) im Sinne dieser Satzung sind Abfälle, die wegen 
ihrer Größe nicht in den Restabfallgefäßen oder Restabfallsäcken unterge-
bracht werden, diese beschädigen oder das Entleeren erschweren können.

 Im Rahmen der Sperrgutabfuhr werden bspw. eingesammelt:
• Bewegliches Mobiliar,
• Gartengeräte und -möbel,
• Teppiche (gerollt), Laminat,
• Fahrräder,
• große Spielzeugteile,
• Elektro-Großgeräte,
• Elektro-Kleingeräte.

 Brauchbare Gegenstände sollen einer weiteren Verwendung zugeführt 
werden. Die Abfallberatung gibt Auskunft zu Annahmestellen.

(2) Von der Sperrgutabfuhr sind ausgeschlossen:
1. Abfälle zur Verwertung (ausgenommen elektrische Haushaltsgroßge-

räte, Elektro-Kleingeräte, Kühlgeräte, Radiatoren, sperrige Geräte der 
Unterhaltungs- und der Informationselektronik sowie sonstige sperrige 
Haushaltselektrogeräte);

2. Gegenstände, die Bestandteil des Gebäudes waren z.B. Türen und Fen-
ster, Heizkörper, Waschbecken und ähnliche Gegenstände;

3. Bauholz, Altreifen, Auto- und Motorradteile;
4. Abfälle zur Beseitigung (Restabfälle), i.S.v. § 17;
5. Bauschutt, Baustellenabfälle, Straßenaufbruch, i.S.v. § 19;
6. Schadstoffhaltige Abfälle (ausgenommen Kühlgeräte und Radiatoren) , 

i.S.v. § 18;
7. Sperrige Abfälle, die nicht von zwei Müllwerkern verladen werden kön-

nen (70 kg im Einzelfall).
8. Photovoltaik-Module
 Es besteht insofern keine Abholpflicht im Rahmen der Sperrgutabfuhr. 

Im Zweifelsfall entscheiden die TBS, welche Gegenstände im Rahmen 
der Sperrgutabfuhr entsorgt werden.

9. Nachspeicherheizgeräte
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(3) Jeder Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der 
Stadt Solingen hat im Rahmen der §§ 2 und 4 das Recht, sperrige Abfälle 
die nach Art und Menge üblicherweise in privaten Haushaltungen anfallen 
(sperrige Abfälle aus 2 Zimmern, maximal 4 Kubikmeter), bis zu zweimal im 
Jahr gesondert abfahren zu lassen.

 Der Sperrgutservice kann je an die kommunale Abfallentsorgungseinrich-
tung angeschlossene private Haushaltung oder Betrieb einmal pro Jahr un-
entgeltlich in Anspruch genommen werden, für den zweiten Abfuhrtermin 
wird ein Entgelt erhoben. Näheres dazu regelt die entsprechende Entgelt-
ordnung.

(4) Die Abholung ist von dem Besitzer des Sperrguts schriftlich unter detail-
lierter Angabe der abzuholenden sperrigen Abfälle zu beantragen. Der 
planmäßige Abfuhrtermin, wird von den TBS mitgeteilt und ein „Sperrgut-
Aufkleber“ ausgehändigt.

 Die angemeldeten sperrigen Abfälle sind den TBS bereitzustellen und der 
ausgehändigte Sperrgutaufkleber an einer deutlich sichtbaren Stelle anzu-
bringen. Das bereitgestellte Sperrgut wird von den TBS abgeholt. Dritten 
ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte sperrige 
Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen.

(5) Das angemeldete Sperrgut ist am Abfuhrtag bis 7.00 Uhr, jedoch frühestens 
am Tag vor dem Abholtag, zu ebener Erde auf dem privaten Grundstück an 
einem für die Mitarbeiter leicht erreichbaren und befestigtem Standplatz - 
beispielsweise Hauseingang, Toreinfahrt, Garagenvorplatz - bereitzustellen. 
Ein Transportweg von 10,00 m darf dabei nicht überschritten werden. Falls 
dieses nicht möglich ist, soll das Sperrgut auf dem Gehweg der öffentlichen 
Straße vor dem Grundstück in nicht verkehrsbehindernder Weise bereitge-
stellt werden. In diesem Fall ist nach der Abfuhr der öffentliche Raum vor 
dem Grundstück vom Antragsteller zu reinigen.

(6) Bei Bedarf können die TBS auch festlegen, dass die sperrigen Abfälle an 
einem anderen geeigneten Aufstellort, außerhalb des Grundstückes, zur 
Abholung bereitzustellen sind. Dies ist u.a. dann zulässig, wenn die Sam-
melfahrzeuge die zum Grundstück führende Straße nach der Verkehrsbe-
schilderung oder aus anderen Gründen nicht befahren dürfen oder können.

(7) Altmetallgegenstände gemäß § 13 Abs. 3 Buchstabe f), sowie elektrische 
und elektronische Altgeräte nach § 16 sind zur getrennten Verwertung am 
Abfuhrtag separat vom übrigen Sperrgut (Holz und sonstiges Brennbares) 
bereitzustellen.

(8) Werden im Einzelfall mehr als 4 Kubikmeter sperrige Abfälle nach Abs. 3 
Satz 1 bereitgestellt, bleibt die Restmenge am Bereitstellungsort stehen. 
Die Restmenge ist unverzüglich wieder vom Bereitstellungsort zu entfernen, 
es sei denn, der Bereitstellungsort befindet sich auf privatem Grundstück. 
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Gleiches gilt unaufgefordert für alle am Abholtag bereitgestellten sperrigen 
Abfälle, wenn diese infolge von Betriebsstörungen oder höherer Gewalt 
(z.B. Schneefall, Glatteis, Eisregen, Sturm, etc.) nicht bis 20.00 Uhr durch 
die TBS abgeholt werden.

(9) Sperrige Abfälle können auch unmittelbar gegen gesondertes Entgelt, bei 
der in § 3 Buchstabe a) genannten Abfallentsorgungsanlage angeliefert 
werden.

§ 16 
Elektro- und Elektronik-Altgeräte und Altbatterien

(1) Besitzer von Elektro- und Elektronik-Altgeräten sind verpflichtet, diese einer 
vom restlichen Abfall getrennten Erfassung  zuzuführen. Besitzer von Altge-
räten haben Altbatterien und Altakkumulatoren, die nicht von Altgeräten 
umschlossen sind, gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe an 
der Erfassungsstelle von diesen zu trennen und der gesonderten Altbatterien-
Entsorgung der Stadt zuzuführen.

(2) Elektro- und Elektronik-Altgeräte sind Geräte oder Teile von Geräten, die 
elektrische oder elektronische Bauteile enthalten wie z. B.: 
• Haushaltsgeräte,
• Geräte der Unterhaltungselektronik,
• Geräte und Anlagen der Büro-, Informations- und Kommunikationstechnik,
• Elektrowerkzeuge,
• Spielzeuge,
• Uhren,
• Geräte der Bildaufzeichnung und -wiedergabe,
• Photovoltaik-Module,
• Lampen und Leuchten,
• Nachtspeicherheizgeräte.

(3) Elektro- und Elektronik-Altgeräte können an festen und mobilen Sammel-
stellen abgegeben oder im Rahmen der Sperrgutabfuhr nach § 15 abgeholt 
werden.

 Die TBS informieren über die Ab- und Rückgabemöglichkeiten (bspw. im jähr-
lich erscheinenden Abfallkalender).

(4)  Die Abgabe von Nachtspeicherheizgeräten kann ausschließlich an der in  
§ 3 Abs. 1 Buchstabe b) bezeichneten Abfallentsorgungsanlage erfolgen.

(5) Altbatterien i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom Endnutzer, als 
Besitzer von Altbatterien, einer vom unsortierten Siedlungsabfall getrenn-
ten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt nicht für Altbatterien, die in andere 
Produkte fest eingebaut worden sind. Die TBS informieren darüber, in wel-
cher Art und Weise sie die getrennte Rücknahme von Altbatterien gemäß § 
13 Abs. 1 BattG durchführen.
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§ 17 
Abfälle zur Beseitigung (Restabfall)

(1) Abfälle zur Beseitigung (Restabfälle) sind gem. § 3 Abs. 1 Satz 2 zweiter 
Halbsatz KrWG Abfälle, die nicht verwertet werden, z. B. Restabfälle aus 
privaten Haushaltungen und Gewerbebetrieben wie:
• Asche/Kehricht,
• Hygieneartikel,
• Keramik, Porzellan,
• Putztücher,
• Schaumgummi,
• Staubsaugerbeutel,
• verschmutztes Papier,
• Tapetenreste,
• Windeln.

(2) Abfälle zur Beseitigung sind den TBS im Rahmen der bereitgestellten Re-
stabfallbehälter zur Beseitigung zu überlassen.

§ 18 
Schadstoffhaltige Abfälle

(1) Gefährliche Abfälle sind Abfälle i. S. d. § 3 Abs. 5 Satz 1 KrWG mit anorga-
nischen oder organischen Stoffen in gesundheits- und/oder umweltgefähr-
dender Konzentration wie z. B.:
• Batterien, Akkus,
• Energiesparlampen,
• Farben, Lacke (flüssig),
• Fotochemikalien,
• Holzschutzmittel,
• Laborchemikalien,
• Laugen,
• Gasentladungslampen (Leuchtstoffröhren),
• Lösungsmittel,
• ölhaltige Betriebsmittel,
• Pflanzenschutzmittel,
• Quecksilber,
• Reinigungsmittel,
• Säuren,
• Schädlingsbekämpfungsmittel,
• Spraydosen.

(2) Für die Entsorgung von mit Schadstoffen belasteten Abfällen wird die in § 
3 Buchstabe a) genannte Schadstoffsammelstelle am MHKW vorgehalten.

 Nach Art des Schadstoffes getrennt sind diese Abfälle dorthin zu bringen.
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 Die TBS informieren über die Ab- und Rückgabe möglichkeiten (bspw. im 
jährlich erscheinenden Abfallkalender).

(3) Die verschiedenen Rücknahmesysteme des Handels (z. B. für Batterien oder 
Leuchtstoffröhren) sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.

§ 19 
Bauschutt/Baustellenabfälle/Straßenaufbruch

(1) Bauschutt ist mineralisches Abbruchmaterial von baulichen Anlagen, das 
nicht das Gefährdungspotenzial im Sinne des § 3 Abs. 5 Satz 1 KrWG ent-
hält.

2) Baustellenabfälle sind Stoffe, die bei Neu-, Um- oder Ausbau als Baumate-
rial, Bauzubehör und als Ver packungsabfälle anfallen, insbesondere:
• Dachziegel und -pappen,
• Bauhölzer,
• Fenster,
• Rollläden,
• Steine,
• Toilettentöpfe,
• Türen,
• Wannen,
• Waschbecken und 
• Gemische dieser Stoffe.

(3) Straßenaufbruch sind mineralische Stoffe, die hydraulisch, mit Bitumen 
oder Teer gebunden oder ungebunden im Straßenbau verwendet waren.

(4) Bauschutt kann in einer Menge bis zu 4 t gegen Entgelt der unter § 3 Buch-
stabe b) aufgeführten Sammelstelle überlassen werden.

(5) Die bei Bau-, Umbau- oder Reparaturarbeiten anfallenden Abfallarten sind 
am Entstehungsort voneinander und von anderen Abfallarten getrennt zu 
halten, soweit dies für eine hochwertige Verwertung erforderlich ist.

§ 20 
Abfallbehälter und deren Zweckbestimmung

(1) Die TBS stellen und unterhalten die Abfallbehälter, soweit ihr Einsammeln 
und Befördern nach den gesetzlichen Bestimmungen und dieser Satzung 
obliegen. Sie bleiben ihr Eigentum. Die Pflege der Abfallbehälter obliegt 
den Benutzern.

 Die Abfallbehälter verbleiben bei einem Wohnungswechsel auf dem Grund-
stück.
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(2) Für das Einsammeln von Restabfall werden folgende  Abfallbehälter („grau“) 
grundstücksbezogen zur  Verfügung gestellt:
a) 35 l Abfallsäcke mit zweiwöchentlicher Abholung (maximaler Füllgrad: 

27,5 l),
b) 60 l Abfallgefäß mit zweiwöchentlicher Leerung,
c) 80 l Abfallgefäß mit wöchentlicher oder zwei wöchentlicher Leerung,
d) 120 l Abfallgefäß mit wöchentlicher oder zwei wöchentlicher Leerung,
e) 240 l Abfallgefäß mit wöchentlicher oder zwei wöchentlicher Leerung,
f) 770 l Abfallgefäß mit wöchentlicher oder zwei wöchentlicher Leerung,
g) 1.100 l Abfallgefäß mit wöchentlicher oder zwei wöchentlicher Leerung.

 Hiervon abweichend kann die Stadt andere Sammelsysteme einsetzen und 
die Verwendung größerer Sammelbehälter auf Antrag genehmigen.

(3) Abfallsäcke nach Abs. 2 Buchstabe a) werden grundsätzlich nur für Grund-
stücke, welche von einer Person bewohnt werden, zur Verfügung gestellt. 
Grundstücke die gemäß § 24 Abs. 1 Satz 4 nicht direkt mit dem Sammel-
fahrzeug angefahren werden können, können auf Antrag ausnahmswei-
se mit Restabfallsäcken ausgestattet werden. Die Restabfallsäcke sind bis 
zum Ende des Vorjahres bei den TBS, Dültgenstaler Straße 61, während der 
Dienstzeiten abzuholen. Die Abfall säcke liegen ab einem Monat vor Beginn 
des Kalender jahres zur Abholung bereit.

(4) Für vorübergehend mehr anfallende Restabfälle können von der Stadt zu-
gelassene Abfallsäcke benutzt werden. Die Abfallsäcke sind vom Abfallbe-
sitzer bei den TBS, dem autorisierten Einzelhandel und bei den Bürgerbüros 
der Stadt Solingen zu erwerben.

(5) Abfallsäcke nach Abs. 2 Buchstabe a) und Abs. 4 werden mit ihrem Inhalt 
entsorgt.

(6) Für das Einsammeln von Bioabfällen und Grünschnitt (z. B. Gemüsereste, 
Schnittblumen und Laub) werden 120 l Abfallgefäße („brauner Deckel“ - 
Biotonne) grundstücksbezogen zur Verfügung gestellt.

(7) Für das Einsammeln von Papier/Pappe/Kartonage (z. B. Zeitungen, Briefe 
und Zeitschriften)  werden 120 l, 240 l oder 1.100 l Abfallbehälter („blau“) 
grundstücksbezogen zur Verfügung gestellt.

(8) Für das Einsammeln von Verkaufsverpackungen (aus z. B. Metall, Kunst-
stoff und Verbundmaterial) werden 120 l, 240 l oder 1.100 l Abfallbehälter 
(„gelb“) grundstücksbezogen zur Verfügung gestellt.

(9) In die Straßenpapierkörbe nach § 2 Abs. 2 Nr. 14 dürfen weder die nach § 
4 ausgeschlossenen, noch die nach § 6 Abs. 1 dem Anschluss- und Benut-
zungszwang unterliegenden Abfälle, die auf dem Grundstück eines Abfall-
besitzers anfallen, eingefüllt werden.
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§ 21 
Vorzuhaltendes Abfallbehältervolumen

(1) Das für ein Grundstück vorzuhaltende Abfallbehältervolumen für Restab-
fälle richtet sich nach dem zu erwartenden Abfallaufkommen infolge der 
Grundstücksnutzung und wird im Rahmen des Anschlusszwangs von der 
Stadt bestimmt, wobei auch die Anzahl und Art der Abfallbehälter sowie 
der Leerungsrhythmus unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit der Einrich-
tung festgelegt werden.

 Darüber hinaus kann der Grundstückseigentümer eine Veränderung von Be-
hälteranzahl, -größe oder -leerungshäufigkeit schriftlich beantragen. Die Ent-
scheidung über die Veränderung steht im Ermessen der Stadt.

(2) Für die Festsetzung von Zahl, Art und Größe der Abfallbehälter gemäß Abs. 
1 wird bei zu Wohnzwecken genutzten Grundstücken eine wöchentliche 
Abfallmenge von 15 Liter pro auf dem Grundstück amtlich gemeldeter Per-
son und Woche zugrunde gelegt. Bei Nutzung der Biotonne oder nachge-
wiesener, ordnungsgemäßer und schadloser Eigenkompostierung auf dem 
betreffenden Grundstück, kann auf Antrag des Grundstückseigentümers 
eine Abfallmenge von 10 Liter pro auf dem Grundstück amtlich gemeldeter 
Person und Woche zugrunde gelegt werden. Aus der hiernach ermittelten 
Abfallmenge in Litern (= Mindestbehältervolumen) richtet sich der zu nut-
zende Abfallbehälter nach § 20 Abs. 2. Weicht das errechnete Volumen von 
den Behältergrößen gemäß § 20 Abs. 2 Buchstabe b-g ab, gilt das nächst-
niedrigere Abfallbehältervolumen als Mindestausstattung (Abrundung).

 Der Abfallsack mit 35 l Inhalt bei zweiwöchentlicher Leerung nach § 20 
Abs. 2 Buchstabe a i.V.m.  Abs. 3 ist von der Abrundungen ausgeschlossen. 
Bei Festlegung des Mindestvolumens ist bei Abfallsäcken von 78 % des 
Fassungsvermögens auszugehen.

(3) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen (Gewerbe) wird der Behälterbedarf für Abfälle zur Beseiti-
gung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten gemäß Abs. 4 bis 
6 ermittelt. Je Einwohnergleichwert wird ein Mindestvolumen von 15 Litern 
pro Woche zur Verfügung gestellt.

 Werden die Auskünfte, die zur Ermittlung des Volumenbedarfs erforderlich 
sind, bei gewerblich oder gemischt genutzten Grundstücken, nicht i.S.v. 
§ 10 Abs. 4 oder nicht in ausreichendem Umfang erteilt, so wird das be-
nötigte Behältervolumen geschätzt und die entsprechenden Abfallbehälter 
zugeteilt.

 Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Abfallerzeuger/Abfallbesitzer 
nachgewiesener Nutzung von Vermeidungs- und Verwertungsmöglichkei-
ten, ein geringeres Mindestbehältervolumen zugelassen werden. Nachwei-
se einer energetischen Verwertung haben neben den Transportnachweisen 
des eingesetzten Transportunternehmens und den Verbrennungsnachwei-
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sen der Verbrennungsanlage mindestens einen Nachweis über die Haupt-
verwendung als Brennstoff nach R 1 der Anlage 2 zum KrWG, den Nach-
weis der Energieeffizienz der Verbrennungsanlage nach der Fußnote 1 zur 
Anlage 2 zum KrWG sowie den Nachweis der Einhaltung der Getrennthal-
tungspflichten nach §§ 3 ff. GewAbfV zu umfassen. Die Stadt legt aufgrund 
der vorgelegten Nachweise und ggf. eigenen Ermittlungen/Erkenntnissen 
das zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Entsorgung erforderliche 
Behältervolumen fest.

(4) Einwohnergleichwerte werden nach folgender Regelung festgestellt:

Unternehmen je Platz/ 
Beschäftigten/ 
Bett

Einwohner- 
gleichwert

a) Krankenhäuser, Kliniken u. ähnl. Einrichtungen je Platz 1

b) öffentl. Verwaltungen, Geldinstitute, Verbände, 
Krankenkassen, Versicherungen, selbstständig 
Tätige der freien Berufe, selbstständige Han-
dels-, Industrie- u. Versicherungsvertreter

je 3 Beschäftigte 1

c) Schulen, Kindergärten je 10 Schüler/ 
Kinder

1

d) Speisewirtschaften, Imbissstuben je Beschäftigten 4

e) Gaststättenbetriebe, die nur als Schankwirt-
schaft konzessioniert sind, Eisdielen

je Beschäftigten 2

f) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1

g) Lebensmitteleinzel- u. Großhandel je Beschäftigten 2

h) sonstige Einzel- u. Großhandel je Beschäftigten 0,5

i) Industrie, Handwerk u. übrige Gewerbe je Beschäftigten 0,5

(5) Die Summe der Einwohnergleichwerte wird bei Teilwerten nach der kauf-
männischen Rundungsregel festgelegt.

(6) Beschäftigte im Sinne des Abs. 4 sind alle in einem Betrieb Tätige (z.B. Ar-
beitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienangehörige, Auszubilden-
de) einschließlich Zeitarbeitskräfte. Halbtagsbeschäftigte werden zu 1/2 bei 
der Veranlagung berücksichtigt. Beschäftigte, die weniger als die Hälfte der 
branchenüblichen Arbeitszeit beschäftigt sind, werden bei der Veranlagung 
zu einem Viertel berücksichtigt.

(7) Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haushaltungen und Ab-
fälle aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, die gemeinsam gesammelt 
werden können, wird das sich aus Abs. 4 und 5 ergebende Behältervo-
lumen auf das nach Abs. 2 zur Verfügung zu stellende Behältervolumen 
angerechnet.
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(8) Die gemeinsame Nutzung eines Abfallbehälters für mehrere aneinander 
grenzende Grundstücke kann erfolgen:
1. auf Anordnung durch die Stadt,
2. bei Einreichung eines entsprechenden Antrages, sofern  die beteiligten 

Anschlussberechtigten gegenüber der Stadt nachweisen, dass die unein-
geschränkte Benutzung der auf dem jeweils anderen Grundstück aufge-
stellten Abfallbehälter schuldrechtlich gesichert ist.

 Die Abs. 2 und 7 gelten hier entsprechend.
(9) Wird festgestellt, dass die vorhandenen Abfallbehälter für die Aufnahme 

des regelmäßig anfallenden Abfalls nicht ausreichen oder werden die Füll-
gewichte gemäß § 22 Abs. 4 überschritten und sind zusätzliche Abfallbe-
hälter für die Aufnahme des regelmäßig anfallenden Abfalls nicht nach § 
21 Abs. 1 Satz 2 beantragt worden, so haben die Anschlusspflichtigen nach 
schriftlicher Aufforderung durch die Stadt das Aufstellen der erforderlichen 
Abfallbehälter in Verbindung mit dem erforderlichen Leerungsrhythmus zu 
dulden.

§ 22 
Benutzung der Abfallbehälter

(1) Der Grundstückseigentümer muss sicherstellen, dass die Abfallbehälter von 
allen berechtigten Benutzern ordnungsgemäß benutzt werden können.

 Er hat ferner dafür zu sorgen, dass von den Abfall behältern keine gesund-
heitlichen Gefahren ausgehen können.

 Die Abfallbesitzer dürfen die auf dem Grundstück anfallenden Abfälle nur 
in die ihrem Grundstück zugeteilten Abfallbehälter einfüllen.

(2) Die von der Stadt einzusammelnden Abfälle sind in die jeweiligen Abfallbe-
hälter entsprechend deren Zweckbestimmung einzufüllen. Hierfür werden 
Behälter für Restabfall, Bioabfall und Papier/Pappe/Kartonage zur Verfü-
gung gestellt.

 Sperrige Gegenstände und solche, die die Abfallbehälter, Sammelfahrzeu-
ge oder Abfallentsorgungsanlagen unweigerlich beschädigen, ferner Eis, 
Schnee und Flüssigkeiten, die zu ungewöhnlichen Verschmutzungen füh-
ren können, dürfen nicht in Abfallbehälter eingefüllt werden.

 Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln; sie dürfen nur so weit ge-
füllt werden, dass ihre Deckel sich schließen lassen.

 Abfälle dürfen an Standplätzen nicht außerhalb der dafür vorgesehenen Ab-
fallbehälter abgelagert werden.

 Abfälle dürfen nicht in Abfallbehälter eingestampft, gepresst, einge-
schlämmt oder in ihnen verbrannt werden. Komprimierte, brennende, glü-
hende, heiße, flüssige oder explosive Abfälle dürfen in die Abfall behälter 
nicht eingefüllt werden.
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(3) Das Befüllen der Abfallbehälter durch Nutzung von speziellen, volumenbe-
grenzenden Einrichtungen, z.B. Müllschleusen, bedarf der Zustimmung der 
Stadt. 

 Anträge auf Reduzierung des Abfallbehältervolumens sind erst nach Ge-
nehmigung der Müllschleuse zulässig/stattzugeben. Eine Genehmigung 
kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

(4) Die befüllten Abfallbehälter dürfen folgende Bruttogewichte nicht über-
schreiten:

Behältervolumen max.

a) 35 l Abfallsäcke 10 kg

b) 60 l Abfallgefäß 25 kg

c) 80 l Abfallgefäß 30 kg

d) 120 l Abfallgefäß 43 kg

e) 240 l Abfallgefäß 84 kg

f) 770 l Abfallgefäß 245 kg

g) 1.100 l Abfallgefäß 350 kg

(5) Die Haftung für Schäden, die durch unsachgemäße Behandlung der Ab-
fallbehälter oder durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den 
Sammelfahrzeugen oder den Abfallentsorgungsanlagen entstehen, richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften.

§ 23 
Leerung der Abfallbehälter  

(Häufigkeit, Zeit und Unterbrechung)

(1) Restabfallgefäße und Restabfallsäcke nach § 20 Abs. 2 werden einmal 
wöchentlich oder zweiwöchentlich geleert/eingesammelt. Bioabfallgefäße 
nach § 20 Abs. 6 werden zweiwöchentlich geleert.

 Eine vierwöchentliche Leerung erfolgt in der Regel bei Behältern für Papier/ 
Pappe/ Kartonage nach § 20 Abs. 7 und bei Behältern für Verkaufsverpak-
kungen nach § 20 Abs. 8. 

 Die Leerung erfolgt an Werktagen zwischen 7.00 und 20.00 Uhr, den jewei-
ligen Wochentag bestimmen die TBS.

(2) Die Anschluss- und Benutzungspflichtigen haben dafür zu sorgen, dass die 
Mitarbeiter der TBS während der Abholzeiten ungehindert an die Abfallbe-
hälter gelangen können.

 Die Sammelbehälter für Papier/Pappe/Kartonage und Verkaufsverpackun-
gen nach § 20 Abs. 7 und Abs. 8 und zugelassene Abfallsäcke nach § 20 



25 90/7

Abs. 2 Buchstabe a) und Abs. 4 sind am Leerungstag bis spätestens 7.00 
Uhr am Straßenrand so aufzustellen, dass sie den Straßen- und Fußgänger-
verkehr weder gefährden noch behindern und die Leerung ohne Schwierig-
keiten und Zeitverlust möglich ist; nach der Leerung sind die Abfallgefäße 
unverzüglich aus dem öffentlichen Straßenraum zu entfernen.

(3) Können die Abfallgefäße oder -säcke ohne Verschulden der Stadt nicht ge-
leert/eingesammelt werden, so werden sie vor dem nächsten regelmäßigen 
Abfuhrtermin nur gegen Kostenerstattung geleert/eingesammelt; eine Ver-
pflichtung hierzu seitens der Stadt besteht nicht. 

 Das gleiche gilt, soweit:
a) die Bruttogewichte der Abfallbehälter nach § 22 Abs. 4 überschritten oder
b) die Abfallbehälter nicht entsprechend ihrem Zweck i.S.v. § 20 befüllt sind.

(4) Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, durch Betriebsstörun-
gen, betriebsnotwendige Arbeiten, Arbeitskampfmaßnahmen, behördli-
che Verfügungen oder Verlegungen des Zeitpunktes der Abfallentsorgung 
vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchgeführt, 
so hat der an die Abfallentsorgung Angeschlossene keinen Anspruch auf 
Schadenersatz, Entgelt- oder Gebührenminderung.

 Ist das Einsammeln der Abfälle aus einem der vorgenannten Gründe unter-
blieben, so wird es so bald als möglich nachgeholt.

(5) Andere Abfallbehälter als die in § 20 Abs. 2 bis 4 und Abs. 6 aufgeführten 
müssen von den TBS weder geleert noch eingesammelt werden.

§ 24 
Standplätze und Transportwege für Abfallbehälter

(1) Der Anschlusspflichtige hat auf dem angeschlossenen Grundstück einen 
geeigneten Standplatz für Abfallbehälter einzurichten und die erforderli-
chen Maßnahmen zu treffen, um das Einsammeln und Befördern der Ab-
fallbehälter ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust zu sichern. 

 Wird seitens des Anschlusspflichtigen kein geeigneter Standplatz eingerich-
tet, so legen die TBS nach Anhörung des Anschlusspflichtigen den Stand-
platz der Abfallbehälter nach den Vorschriften der §§ 24 bis 26 fest.

 Bei Bedarf können die TBS auch festlegen, dass die Abfallsammelbehälter 
an einem anderen geeigneten Aufstellort, außerhalb des Grundstückes, zur 
Leerung bereitzustellen sind. Dies ist u.a. dann zulässig, wenn die Sammel-
fahrzeuge die zum Grundstück führende Straße nach der Verkehrsbeschil-
derung oder aus anderen Gründen nicht befahren dürfen oder können. 

 Im Übrigen richten sich die Vorschriften über den Standplatz und Trans-
portweg für die Abfallsammelbehälter nach den einschlägigen Bau-, Sicher-
heits- und Unfallverhütungsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung.
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(2) Ein Transport der Sammelbehälter für Restabfall und Bioabfall vom Stand-
platz bis zum Straßenrand wird durch die TBS nur unter folgenden Voraus-
setzungen vorgenommen: 
1. Transportweg in verkehrssicherem Zustand und frei von Hindernissen. 
2. Transportweg ausreichend breit, beleuchtet und befestigt und mit einer 

lichten Höhe von mindestens 2,00 m.
3. Der Transportweg soll höchstens 10,00 m betragen.
4. Maximales Gefälle auf dem Transportweg von:

• 10% bei Abfallbehältern zwischen 60 l und 240 l und 
• 5% bei Abfallbehältern ab 770 l Volumen.

5. Keine Treppen oder Stufen auf dem Transportweg, etwaige Höhenunter-
schiede sind durch Rampen auszugleichen.

(3) Wenn Standplätze und Transportwege nicht den vorstehenden Anforde-
rungen entsprechen, muss der Verpflichtete die Abfallbehälter am Abholtag 
jeweils selbst an den Straßenrand der nächstgelegenen mit Abfallsammel-
fahrzeugen befahrbaren Straße stellen und nach der Entleerung zurück-
transportieren.

 Abfallsäcke nach § 20 Abs. 2 Buchstabe a) sind grundsätzlich vom Transport 
ausgeschlossen, die Regelungen des § 23 Abs. 2 sind zu beachten.

(4) Gegen Gebühr können folgende Transportleistungen vom Anschlusspflich-
tigen schriftlich beantragt werden:
a) Transport bis zu einer maximalen Entfernung von 25,00 m (Standplatz 

bis Straßenrand).
b) Transport von Behältern zwischen 60 l und 240 l über Stufen (maximal 2 

Stufen in ununterbrochener Folge).
 Die Höhe der Gebühr richtet sich nach § 28 Abs. 4 Buchstabe a) und b).

(5) Wird ein Transport der Abfallbehälter durch die TBS über Stufen oder durch 
Hauseingänge durchgeführt, so haftet die Stadt dem Anschluss- und Be-
nutzungspflichtigen für hierdurch eintretende Beschädigungen nur bei Vor-
satz oder grober Fahrlässigkeit.

(6) Wird für ein Grundstück im Geltungsbereich dieser Satzung eine Baugeneh-
migung für einen Neubau beantragt, so ist der Standplatz der Abfallsam-
melbehälter im Lageplan unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung 
einzutragen und bei den TBS einzureichen.

(7) Im Freien gelegene Standplätze sollen so gestaltet sein, dass die Sammel-
behälter der Sicht von der Straße her entzogen sind.
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§ 25 
Abfallbehälterschränke

(1) Abfallbehälter können auch in Abfallbehälterschränken oder hinter Sicht-
blenden abgestellt werden. Dabei sind folgende Außenmaße der Abfallbe-
hälter zu beachten:

Behältervolumen Höhe in cm Breite in cm Tiefe in cm

60 l 94 45 53

80 l 94 45 53

120 l 94 48 56

240 l 108 58 74

770 l 147 136 105

1.100 l 147 136 130

(2) Die Schränke müssen geeignet sein, die von der Stadt nach § 20 Abs. 2 
bereitgestellten Abfallbehälter aufnehmen zu können. Nähere Auskünfte 
erteilt die Abfallberatung.

§ 26 
Standplätze im Keller

(1) Abfallbehälter dürfen nur dann in Kellern aufgestellt werden, wenn eine 
Unterbringungsmöglichkeit im Freien nicht gegeben ist. Die Aufstellung in 
Kellern ist grundsätzlich nur bei Behältern zwischen 60 l und 120 l zuläs-
sig. In diesem Falle muss ein Schacht vorhanden sein, dessen Innenmaße, 
mindestens 75 cm x 75 cm betragen müssen. Es ist ein Aufzug einzubauen, 
dessen Bodenfläche in ausgefahrenem Zustand mit dem weiteren Trans-
portweg auf gleicher Höhe liegen muss. Die aufklappbare Schachtabdek-
kung muss Scharniere aufweisen und mit einem Feststeller versehen sein.

 Für den Transport der in Kellern abgestellten Abfall behälter wird eine zu-
sätzliche Gebühr gemäß § 28 Abs. 4 Buchstabe c) erhoben.

(2) In geschlossenen Räumen, in denen sich ungeschützte Hausanschluss- und 
Versorgungseinrichtungen befinden, dürfen grundsätzlich keine Abfall-
behälter aufgestellt werden.
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§ 27 
Gebührenpflicht

(1) Für die unmittelbare Benutzung der in § 3 Buchstabe a) genannten Ab-
fallentsorgungsanlage werden Entgelte nach der für diese jeweils gelten-
de Entgeltordnung erhoben. Für die unmittelbare Benutzung der in § 3 
Buchstabe b) genannten Abfallentsorgungsanlage werden Entgelte nach 
der für diese jeweils geltenden Benutzungsregelung erhoben. Zur Deckung 
der Kosten der Abfallentsorgung und der in § 2 Abs. 2 genannten abfall-
wirtschaftlichen Aufgaben im Übrigen erhebt die Stadt für die Benutzung 
der Einrichtung öffentlich-rechtliche Benutzungsgebühren.

(2) Gebührenpflichtig sind:
a) der Eigentümer des an die Abfallentsorgungseinrichtung angeschlosse-

nen Grundstücks; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an die Stelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte,

b) der Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des angeschlossenen 
Grundstücks dinglich Berechtigte.

 In den Fällen des § 21 Abs. 8 ist derjenige gebührenpflichtig, auf dessen 
Grundstück die Abfallbehälter aufgestellt sind. Mehrere Gebührenpflich-
tige sind Gesamtschuldner.

(3) Im Falle des Eigentumswechsels ist der neue Eigen tümer vom Beginn des 
Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. 
Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend.

(4) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn des auf den Anschluss des Grund-
stücks (Aufstellung der Abfallbehälter bzw. Zurverfügungstellung der Ab-
fallsäcke gemäß § 9 Abs. 3) folgenden Monats. Sie endet mit Ablauf des 
Monats, in dem der Abfallbehälter eingezogen wird. Bei Abfallsäcken ist 
der Ablauf des Monats maßgeblich, in dem die schriftliche Abmeldung bei 
der Stadt eingegangen ist; eine Ermäßigung der Gebühr erfolgt nur, soweit 
die für den Rest des Erhebungsjahres vorgesehenen Abfallsäcke zurück-
gegeben werden.

(5) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Erhebung der Gebühren erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Stadt 
das Grundstück betreten, um die Erhebungsgrundlagen festzustellen oder 
zu überprüfen.

(6) Die Abfallentsorgungsgebühren sind grundstücksbezogene Benutzungsge-
bühren und ruhen nach § 6 Abs. 5 KAG als öffentliche Last auf dem Grund-
stück.
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§ 28 
Gebührenmaßstab, Gebührensatz, Gebühren für 

Zusatzleistungen

(1) Die Gebühr nach § 27 Abs. 1 Satz 2 ist eine Jahresgebühr. Die Höhe der Ge-
bühr richtet sich nach dem zur Verfügung gestellten Abfallbehältervolumen 
(Zahl und Größe der aufgestellten Abfallbehälter und Anzahl der Leerungen 
bzw. der ausgegebenen Abfallsäcke).

(2) Der Gebührensatz für einen 120 l Restabfallbehälter mit wöchentlicher Lee-
rung beträgt 370,64 €. Bei abweichenden Abfallbehältern verändert sich 
der Betrag entsprechend dem Fassungsvermögen. Bei zweiwöchentlicher 
Leerung halbiert sich der nach Satz 1 und 2 für den jeweiligen Abfallbehäl-
ter ermittelte Betrag. Der Gebührensatz für Abfallsäcke (26 Stück jährlich) 
nach § 20 Abs. 2 Buchstabe a) beträgt 42,47 €. Der Gebührensatz für den 
120 l Bioabfallbehälter mit zweiwöchentlicher Leerung beträgt 55,00 €.

(3) Für die Abfuhr und Entsorgung der Abfallsäcke nach § 20 Abs. 4 wird eine 
gesonderte Gebühr erhoben, die zusammen mit dem Kaufpreis für die Ab-
fallsäcke zu zahlen ist. Gebührenschuldner ist der Letztabnehmer. Der Ge-
bührenanteil am Kaufpreis des Abfallsackes beträgt 1,96 €.

(4) Für Transporterschwernisse nach § 24 Abs. 4 und § 26 Abs. 1 wird je Ab-
fallbehälter folgende Zusatzgebühr erhoben:
a) Erschwernis Transport/Stufen: 25,00 €/Jahr (Behälter zwischen 60 l und 

240 l) - bei wöchentlicher Leerung -
b) Erschwernis Transport: 50,00 €/Jahr (770 l- und 1.100 l-Behälter) – bei 

wöchentlicher Leerung –
c) Erschwernis Keller: 67,50 €/Jahr (Behälter zwischen 60 l und 120 l) - bei 

wöchentlicher Leerung - Bei 14-tägiger Leerung halbiert sich die Gebühr.
(5) Die zusätzliche Abholung von Sperrgut über die Regelung des § 15 Abs. 3 

Satz 2 hinaus kann gegen ein kostendeckendes Entgelt von Seiten der TBS 
erfolgen.

(6) Ist eine Gebühr auf Grund des § 27 Abs. 3 oder 4 für einzelne Monate zu 
ermitteln, so wird für jeden Monat ein Zwölftel der Gebühr für das Erhe-
bungsjahr berechnet.

(7) Die Gebühr des § 28 Abs. 2 Satz 1 beinhaltet für den Zeitraum vom 
01.01.2017 bis zum 31.12.2018 anteilig  die Benutzung von Bioabfallgefä-
ßen nach § 20 Abs. 6.
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§ 29 
Fälligkeit

(1) Die Gebühr wird zu je einem Viertel ihres durch Bescheid festgesetzten Jah-
resbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig, 
sofern die Gebühr 30 € übersteigt. Gebühren bis 30 € werden zu je einer 
Hälfte des Jahresbetrages am 15. Februar und am 15. August, Gebühren bis 
15 € am 15. August mit ihrem Jahresbetrag fällig.

 Im Übrigen gilt § 28 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes vom 7. August 1973 
(BGBl. I S. 965) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(2) Abweichend von Abs. 1 werden nachgeforderte Gebühren einen Monat 
nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides fällig.

(3) Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben angefordert wer-
den. Bei der Feststellung der Beträge nach Abs. 1 ist die Summe aller in 
einem Abgabenbescheid zusammen gefassten Beträge maßgebend.

(4) Die Gebühren nach § 28 Abs. 3 werden beim Erwerb des Abfallsackes fällig.

§ 30 
Ordnungswidrigkeiten

Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen han-
delt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwider-
handelt, indem er:
a) entgegen § 4 Abs. 4 ausgeschlossene Abfälle in von der Stadt zugelassene 

Abfallbehälter einfüllt oder bei einer der in § 3 Abs. 1 genannten Abfallent-
sorgungsanlagen anliefert;

b) entgegen § 6 Abs. 1 und 2 Abfälle nicht der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung überlässt, es sei denn die Voraussetzungen des § 7 liegen 
vor;

c) entgegen § 9 Abs. 6 angefallene Abfälle unbefugt durchsucht oder weg-
nimmt;

d) entgegen § 10 Abs. 1 bis 3 nicht den erstmaligen Anfall von Abfällen, die 
voraussichtliche Zusammensetzung oder Menge, die wesentliche Verände-
rung der Zusammensetzung oder Menge, den Wechsel des Grundstücksei-
gentums oder den Wechsel des Betriebsinhabers unverzüglich anzeigt;

e) entgegen § 10 Abs. 4 nicht die erforderlichen Auskünfte erteilt;
f) entgegen § 11 nicht ungehinderten Zutritt gewährt oder Sammelstellen 

nicht zugänglich hält;
g) entgegen den Regelungen des § 15 Abs. 5 Satz 1, sperrige Abfälle früher 

als am Tag vor dem Abfuhrtag am Straßenrand bereitstellt;
h) entgegen § 15 Abs. 7 Abfälle nicht entsprechend separiert;
i) entgegen § 18 Abs. 2 Schadstoffe nicht vom übrigen Abfall getrennt hält 

und zur Sammelstelle bringt;
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j) entgegen § 20 Abs. 3 nicht bis zum Ende des Vorjahres die bei den TBS 
bereit liegenden Abfallsäcke abholt;

k) entgegen § 20 Abs. 9 von der Abfallentsorgung ausgeschlossene oder auf 
dem Grundstück anfallende Abfälle in Straßenpapierkörbe einfüllt;

l) entgegen § 22 Abs. 1 Satz 2 als Grundstückseigentümer nicht dafür sorgt, 
dass von den Abfallbehältern keine Gesundheitsgefahren ausgehen;

m) entgegen § 22 Abs. 1 Satz 3 unbefugt Abfälle in Abfallbehälter einfüllt, die 
ihm nicht zugeteilt wurden oder die nicht an besonders gekennzeichneten, 
allgemeinen öffentlichen Sammelstellen bereitgestellt sind;

n) entgegen § 22 Abs. 2 Satz 1 die genannten Abfälle nicht getrennt hält oder 
sie in andere Abfallbehälter als die jeweils für sie vorgesehenen einfüllt;

o) entgegen § 22 Abs. 2 Satz 3 sperrige Abfälle oder sonstige Abfälle, welche 
die Abfallbehälter, die Sammelfahrzeuge oder die Abfallentsorgungsanla-
gen beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, in die Abfall-
behälter einfüllt;

p) entgegen § 22 Abs. 2 Satz 4, zweiter Halbsatz Abfallbehälter soweit füllt, 
dass sie sich nicht mehr schließen lassen;

q) entgegen § 22 Abs. 2 Satz 5 Abfälle außerhalb der vorgesehenen Abfall-
behälter ablagert;

r) entgegen § 22 Abs. 2 Satz 6 Abfälle in Abfallbehältern einstampft, ein-
schlämmt oder in ihnen verbrennt;

s) entgegen § 22 Abs. 2 Satz 7 komprimierte, brennende, glühende, heiße, 
flüssige oder explosive Abfälle in einen Abfallbehälter einfüllt;

t) entgegen § 22 Abs. 4 die Abfallbehälter so befüllt, dass die jeweils höchst-
zulässigen Bruttogewichte überschritten werden;

u) entgegen § 24 Abs. 6 den Standplatz der Abfallbehälter nicht im Lageplan 
zum Baugenehmigungsverfahren einträgt.

§ 31 
Bußgeld

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen dieser 
Satzung können mit Bußgeld geahndet werden. Die Geldbuße beträgt bei vor-
sätzlichen Zuwiderhandlungen höchstens 50.000 €, bei fahrlässigen Zuwider-
handlungen höchstens 25.000 €.

§ 32 
Übergangsvorschriften

Die hinsichtlich der Biotonne getroffenen Regelungen gelten während der Er-
probungsphase, die vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2018 andauert.
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§ 33

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Solingen wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 GO NW eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn:
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-

den,
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Solingen, den 13.12.2016

Kurzbach
Oberbürgermeister

(Veröffentlicht im Amtsblatt DIE STADT, Nr. 50, vom 15. Dezember 2016)
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Anlage

zur Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Solingen  
(§ 3 Abs. 1 Buchstabe a) und b) AbfS; § 4 Abs. 1  Buchstabe b) AbfS)

A. Annahmebedingungen für das Müllheizkraftwerk

Die technische Einrichtung des Müllheizkraftwerks erlaubt nur die Annahme 
solcher Abfälle, deren Brennverhalten nicht wesentlich von dem des Hausmülls 
abweicht und von denen keine schädlichen Einwirkungen auf die technischen 
Anlageteile, das Bedienungspersonal und die Umwelt zu befürchten sind. 
Von der Annahme zur Verbrennung sind alle Abfälle grundsätzlich ausgeschlos-
sen, die nach ihrer Art oder Menge nicht zusammen mit den in Haushaltungen 
anfallenden Abfällen beseitigt werden können, wie:
1. nicht brennbare Stoffe und Abfälle sowie Erde, Bauschutt, Schnee, Eis, Stei-

ne, Sand, Schlamm, Asche und Schlacke, soweit sie nicht mindestens in ei-
nem Verhältnis von 1:10 mit brennbaren Abfällen vermischt sind. 

2. Menschliche und tierische Auswurfstoffe, Stalldung und Wundverbände, 
ekelerregende oder übelriechende Stoffe, Tierkadaver, Gifte soweit diese 
eine Gefahr für die Anlage oder deren Bedienungspersonal darstellen.

3. Flüssige oder leicht vergasende Stoffe der Gefahrenklasse A I und A II mit 
Flammpunkten unter 55 Grad Celsius.

4. Stoffe, die wegen ihres hohen Säuregehaltes oder Gehaltes an Chemika-
lien die Müllverbrennungsanlage gefährden oder die Rauchgasemissionen 
ungünstig beeinflussen; im Sinne der vom Gesetzgeber aufer legten Emissi-
onsgrenzwerte ist auf Verlangen der Müll eingangskontrolle vom Abfaller-
zeuger anhand einer Analyse die Unbedenklichkeit der bei der Verbrennung 
des Abfall zu erwartenden Emissionen nachzuweisen.

5. Leicht entzündbare, radioaktive oder explosive Stoffe oder Abfälle, zum 
Beispiel Feuerwerkskörper, Munition und Karbidrückstände in nassem oder 
trockenem Zustand sowie Stoffe, die zur Selbstentzündung neigen.

6. Sperrgut jeder Art, das mit den vorhandenen Hilfs mitteln nicht zerkleinert 
werden kann.

7. Glasfaser- oder karbonfaserverstärkte Kunststoffe (GFK/CFK).

Daneben gelten folgende Annahmebedingungen für Anliefe rungen aus Industrie 
und Gewerbe: 
8. Bei eventueller Genehmigung werden Annahmekriterien wie zum Beispiel 

Mengen, Anfahrzeiten, Grenzwerte, Analysenhäufigkeiten und zulässige 
Konzentrationen von Inhaltstoffen vorgegeben.

9. Keine Monoanlieferungen, vermischt mit anderen Abfällen nach Absprache 
mit der Mülleingangskontrolle.

10. Verpackte, staubfreie Anlieferung.
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11. Kunststoffabfälle sind vor Anlieferung auf eine maximale Kantenlänge von 
100 cm zu zerkleinern. Anlieferungen über 10 cbm Volumen sind mit der 
Mülleingangskontrolle abzustimmen.

12. Nicht gerollt, nicht mehrlagig, nicht gebündelt.
13. Das Stückgewicht darf 5 kg nicht überschreiten.
14. Die Verunreinigung des Abfalls ist auf eine tropffreie Restanhaftung be-

grenzt. 
15. Zweifelsfälle der Abfallidentifikationen sind durch eine Analyse des Abfall-

erzeugers in Abstimmung mit der Mülleingangskontrolle auszuräumen.
16. In haushaltsüblichen Mengen.
17. Zugelassen, wenn eine Verwertung nach den gesetz lichen Auflagen (wie 

zum Beispiel Verpackungs verordnung) nicht möglich ist.
18. Maximal 50 kg, verpackte, luftdichte Anlieferung nach Vorgabe der Müll-

eingangskontrolle.
19. Stichfest.
20. Maximal 30-Liter-Gebinde.
21. Unter Vorbehalt einer Mengenbegrenzung.

B. Annahmebedingungen für das  EntsorgungsZentrum  
Bärenloch

Die Annahmebedingungen einschließlich des Abfallartenkataloges für das Ent-
sorgungsZentrum Bärenloch (EZBä) können der jeweils gültigen Benutzungs-
ordnung für das EntsorgungsZentrum Bärenloch der Entsorgung Solingen 
GmbH entnommen werden.
Diese enthält ebenfalls den Verweis auf alle im Regierungsbezirk Düsseldorf für 
die Annahme und Entsorgung mineralischer Abfälle zur Verfügung stehende 
Deponien.

C. Abfallartenkatalog

Als Bestandteil dieser Satzung gilt der von der Bezirksregierung genehmigte 
Abfallartenkatalog für das Müllheizkraftwerk und die Schadstoffsammelstelle 
am Müllheizkraftwerk in der jeweils gültigen Fassung.
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C. Abfallartenkatalog       
           
  (  ): Abfallschlüssel-Nummern/Abfallarten, die nicht in diesem Katalog enthalten sind, (M,S,K,W)  
        sind von der Entsorgung durch die Stadt Solingen ausgeschlossen. 
  (M): Abfälle, die in dem MHKW angenommen und entsorgt werden können, 
  (S): Abfälle, die von der Schadstoffsammelstelle (MHKW) angenommen werden können, 
  (K): Abfälle, die von der Kompostieranlage (EntsorgungsZentrum Bärenloch) angenommen werden können, 
  (W): Wertstoffe, die von dem Wertstoffhof (EntsorgungsZentrum Bärenloch) angenommen werden können 
    

Abfälle die mit einem Ausnahmevermerk versehen sind und in diesem Katalog nicht geführt werden 
befinden sich im AVV Gesamtkatalog. Diese Abfallarten können nicht in den aufgeführten Ent- 
sorgungsanlagen angenommen werden. 

    
Nummer aus  der 
Abfallverzeichnis-

verordnung 
Herkunftsbereich und Bezeichnung gem. 

der Abfallverzeichnisverordnung 
Annahme- 

bedingungen 
gefährlicher 

Abfall 
Entsorgungs- 

anlage 

2 
ABFÄLLE AUS LANDWIRTSCHAFT, GARTENBAU, 
TEICHWIRTSCHAFT, FORSTWIRTSCHAFT, JAGD 
UND FISCHEREI SOWIE DER HERSTELLUNG UND 
VERARBEITUNG VON NAHRUNGSMITTELN 

      

02 01 Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei       

02 01 01 Schlämme von Wasch- und Reinigungsvorgängen 8 / 19   M 
02 01 02 Abfälle aus tierischem Gewebe 10 / 17   M 
02 01 03 Abfälle aus pflanzlichem Gewebe 10   M 

02 01 04 Kunststoffabfälle (ohne Verpackungen) 11/ 12 / 13 / 
17   M 

02 01 99 Abfälle a. n. g. 10   M 

02 02 
Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von 
Fleisch, Fisch und anderen Nahrungsmitteln tieri-
schen Ursprungs 
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02 02 02 Abfälle aus tierischem Gewebe 8 / 9 / 10 / 18    M 
02 02 03 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 9 / 18 / 19    M 

02 02 04 Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehand-
lung 15   M 

02 03 

Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von 
Obst, Gemüse, Getreide, Speiseölen, Kakao, Kaf-
fee und Tabak, aus der Konservenherstellung, der 
Herstellung von Hefe- und Hefeextrakt sowie der 
Zubereitung und Fermentierung von Melasse 

      

02 03 01 Schlämme aus Wasch-, Reinigungs-, Schäl-, Zentrifu-
gier- und Abtrennprozessen 8 / 19   M 

02 03 04 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe  8 / 9 / 10 / 
19   M 

02 04 Abfälle aus der Zuckerherstellung       
02 04 01 Rübenerde 8   M 
02 04 02 nicht spezifikationsgerechter Calciumcarbo-

natschlamm 8   M 
02 05 Abfälle aus der Milchverarbeitung       

02 05 01 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe  8 / 9 / 10 / 
19   M 

02 06 Abfälle aus der Herstellung von Back- und Süßwa-
ren       

02 06 01 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 10   M 

02 07 
Abfälle aus der Herstellung von alkoholischen und 
alkoholfreien Getränken (ohne Kaffee, Tee und 
Kakao) 

      

02 07 02 Abfälle aus der Alkoholdestillation 8 / 19   M 
02 07 04 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe  8 / 10 / 19   M 

3 
ABFÄLLE AUS DER HOLZBEARBEITUNG UND 
DER HERSTELLUNG VON PLATTEN, MÖBELN, 
ZELLSTOFFEN, PAPIER UND PAPPE 
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03 01 Abfälle aus der Holzbearbeitung und der Herstel-
lung von Platten und Möbeln       

03 01 01 Rinden und Korkabfälle 17   M 

03 01 04* Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und 
Furniere, die gefährliche Stoffe enthalten 9 / 10 Ja M 

03 01 05 
Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und 
Furniere mit Ausnahme derjenigen, die unter 03 01 04 
fallen 

10 / 17   M 

03 03 Abfälle aus der Herstellung und Verarbeitung von 
Zellstoff, Papier, Karton und Pappe       

03 03 01 Rinden- und Holzabfälle 17   M 

03 03 02 Sulfitschlämme (aus der Rückgewinnung von Koch-
laugen) 9 / 19   M 

03 03 05 De-inking-schlämme aus dem Papierrecycling 9 / 19   M 

03 03 07 mechanisch abgetrennte Abfälle aus der Auflösung 
von Papier- und Pappabfällen 9   M 

03 03 08 Abfälle aus dem Sortieren von Papier und Pappe für 
das Recycling 9   M 

03 03 10 Faserabfälle, Faser-, Füller- und Überzugsschlämme 
aus der mechanischen Abtrennung 9 / 19   M 

03 03 11 
Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehand-
lung mit Ausnahme derjenigen die unter 03 03 10 fal-
len 

9 / 19   M 

03 03 99 Abfälle a. n. g. 8 /10   M 

4 ABFÄLLE AUS DER LEDER-, PELZ- UND TEXTIL-
INDUSTRIE       

04 01 Abfälle aus der Leder- und Pelzindustrie       
04 01 01 Fleischabschabungen und Häuteabfälle 8 / 19 / 21   M 

04 01 06 chromhaltige Schlämme, insbesondere aus der be-
triebseigenen Abwasserbehandlung 9 / 10   M 

04 01 07 chromfreie Schlämme, insbesondere aus der betriebs-
eigenen Abwasserbehandlung 9 / 10   M 
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04 01 08 chromhaltige Abfälle aus gegerbtem Leder (Abschnit-
te, Schleifstaub, Falzspäne) 9 / 10   M 

04 01 09 Abfälle aus der Zurichtung und dem Finish 8 / 19 / 21   M 
04 01 99 Abfälle a. n. g. 8 / 19 / 21   M 
04 02 Abfälle aus der Textilindustrie       

04 02 09 Abfälle aus Verbundmaterialien (imprägnierte Textili-
en, Elastomer, Plastomer) 8 / 17 / 19   M 

04 02 10 organische Stoffe aus Naturstoffen (z.B. Fette, Wach-
se) 9 / 19   M 

04 02 16* Farbstoffe und Pigmente, die gefährliche Stoffe enthal-
ten 8 Ja M 

04 02 17 Farbstoffe und Pigmente mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 04 02 16 fallen 8   M 

04 02 21 Abfälle aus unbehandelten Textilfasern 12   M 
04 02 22 Abfälle aus verarbeiteten Textilfasern 17   M 

5 ABFÄLLE AUS DER ERDÖLRAFFINATION, ERD-
GASREINIGUNG UND KOHLEPYROLYSE       

05 01 Abfälle aus der Erdölraffination       
05 01 15* gebrauchte Filtertone 8 Ja M 

6 ABFÄLLE AUS ANORGANISCH-CHEMISCHEN 
PROZESSEN       

06 13 Abfälle aus anorganischen chemischen Prozessen 
a. n. g.       

06 13 02* gebrauchte Aktivkohle (außer 06 07 02) 8 Ja M 

7 ABFÄLLE AUS ORGANISCH-CHEMISCHEN PRO-
ZESSEN       

07 01 
Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und 
Anwendung (HZVA) organischer Grundchemika-
lien 

      

07 01 08* andere Reaktions- und Destillationsrückstände 8 Ja M 
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07 01 10* andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 8 / 14 Ja M 

07 02 Abfälle aus HZVA von Kunststoffen, syntheti-
schem Gummi und Kunstfasern       

07 02 08* andere Reaktions- und Destillationsrückstände 
8 / 9 / 11 / 12 
/ 13 / 17 / 19  

/ 20 
Ja M 

07 02 13 Kunststoffabfälle 7 / 8 / 11/ 12 
 / 13 / 17   M 

07 02 17 siliconhaltige Abfälle, andere als die in 07 02 16 ge-
nannten 8/9/20   M 

07 02 99 Abfälle a. n. g.  9 / 11 / 12  
/ 13 / 17 / 19   M 

07 05 Abfälle aus HZVA von Pharmazeutika       
07 05 08* andere Reaktions- und Destillationsrückstände 8 Ja M 
07 05 99 Abfälle a. n. g. 8 / 10   M 

 07 06 
Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und 
Anwendung (HZVA) von Fetten, Schmiermitteln, 
Seifen, Waschmitteln, Desinfektionsmitteln und 
Körperpflegemitteln 

      

07 06 08* andere Reaktions- und Destillationsrückstände 8 / 9 / 20 Ja M 
07 06 99 Abfälle a. n. g. 8   M 

07 07 Abfälle aus HZVA von Feinchemikalien und Che-
mikalien a. n. g.       

07 07 10* andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 8 Ja M 

8 
ABFÄLLE AUS HZVA VON BESCHICHTUNGEN 
(FARBEN, LACKEN, EMAIL), KLEBSTOFFEN, 
DICHTMASSEN UND DRUCKFARBEN 

      

08 01 Abfälle aus HZVA und Entfernung von Farben und 
Lacken       
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08 01 11* 

Farb- und Lackabfälle, die organische Lösemittel oder 
andere gefährliche Stoffe enthalten; 
hier nur ausgehärtete Farb- und Lackabfälle, die keine 
gefährliche Stoffe enthalten 

8 / 9 / 20 Ja M 

08 01 12 
Farb- und Lackabfälle mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 08 01 11 fallen, hier nur ausgehärtet Farb- und 
Lackabfälle 

8 / 9 / 20   M 

08 01 14 Farb- und Lackschlämme mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 08 01 13 fallen 8   M 

08 01 17* 
Abfälle aus der Farb- oder Lackentfernung, die organi-
sche Lösemittel oder andere gefährliche Stoffe enthal-
ten 

8 Ja M 

08 01 18 Abfälle aus der Farb- oder Lackentfernung mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 08 01 17 fallen 8   M;S 

08 01 21* Farb- und Lackentfernerabfälle   Ja S 

08 02 Abfälle aus HZVA anderer Beschichtungen (ein-
schließlich keramischer Werkstoffe)       

08 02 01 Abfälle von Beschichtungspulver 8   M 
08 03 Abfälle aus HZVA von Druckfarben       
08 03 12* Druckfarbenabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 8 Ja M 

08 03 13 Druckfarbenabfälle mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 08 03 12 fallen 8/9/20   M 

08 03 14* Druckfarbenschlämme, die gefährliche Stoffe enthal-
ten 8 Ja M 

08 03 15 Druckfarbenschlämme, mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 08 03 14* fallen 8   M 

08 03 17* Tonerabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 11 / 12 / 13 / 
17 Ja M 

08 03 18 Tonerabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 
03 17 fallen 

11 / 12 / 13 
 / 17   M 
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08 04 
Abfälle aus HZVA von Klebstoffen und Dichtmas-
sen (einschließlich wasserabweisender Materia-
lien) 

      

08 04 09* 

Klebstoff- und Dichtmassenabfälle, dir organische 
Lösemittel oder andere gefährliche Stoffe enthalten;  
hier nur ausgehärtete Klebstoff-und Dichtmassenabfäl-
le, die keine gefährlichen Stoffe enthalten  

8 / 9 / 20 Ja M 

08 04 10 Klebstoff- und Dichtmassenabfälle mit Ausnahme der-
jenigen, die unter 08 04 09 fallen 8 / 9 / 20   M 

9 ABFÄLLE AUS DER FOTOGRAFISCHEN INDUST-
RIE       

09 01 Abfälle aus der fotografischen Industrie       

09 01 07 Filme und fotografische Papiere, die Silber oder Sil-
berverbindungen enthalten 

11 / 12 / 13 
 / 17   M 

09 01 08 Filme und fotografische Papiere, die kein Silber und 
keine Silberverbindungen enthalten 

11 / 12 / 13 
 / 17   M 

10 ABFÄLLE AUS THERMISCHEN PROZESSEN       

10 03 Abfälle aus der thermischen Aluminium-
Metallurgie       

10 03 02 Anodenschrott 8 / 10 / 19   M 
10 03 17* teerhaltige Abfälle aus der Anodenherstellung 8 / 21 Ja M 

10 03 18 
Abfälle aus der Anodenherstellung die Kohlenstoffe 
enthalten, mit Ausnahme derjenigen, die unter 10 03 
17 fallen 

8 / 21   M 

11 
ABFÄLLE AUS DER CHEMISCHEN OBERFLÄ-
CHENBEARBEITUNG UND BESCHICHTUNG VON 
METALLEN UND ANDEREN WERKSTOFFEN; 
NICHTEISEN-HYDROMETALLURGIE 

      

11 02 Abfälle aus Prozessen der Nichteisen-
Hydrometallurgie       
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11 02 03 Abfälle aus der Herstellung von Anoden für wässrige 
elektrolytische Prozesse 

8 / 19 / 21 / 
31    M 

12 

ABFÄLLE AUS PROZESSEN DER MECHANI-
SCHEN FORMGEBUNG SOWIE DER PHYSIKALI-
SCHEN UND MECHANISCHEN OBERFLÄCHEN-
BEARBEITUNG VON METALLEN UND KUNST-
STOFFEN 

      

12 01 
Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formge-
bung sowie der physikalischen und mechanischen 
Oberflächenbearbeitung von Metallen und Kunst-
stoffen 

      

12 01 05 Kunststoffspäne und -drehspäne 7 / 8 / 11/ 12 
 / 13 / 17   M 

12 01 12* gebrauchte Wachse und Fette 8 / 9 / 19 Ja M 

12 01 14* Bearbeitungsschlämme, die gefährliche Stoffe enthal-
ten 8 / 19  Ja M 

12 01 15 Bearbeitungsschlämme mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 12 01 14 fallen  8/ 19 / 31   M 

13 
ÖLABFÄLLE UND ABFÄLLE AUS FLÜSSIGEN 
BRENNSTOFFEN (AUSSER SPEISEÖLE UND ÖL-
ABFÄLLE, DIE UNTER DIE KAPITEL 05, 12 UND 19 
FALLEN) 

      

13 05 Inhalte von Öl-/Wasserabscheidern       
13 05 03* Schlämme aus Einlaufschächten 8 Ja M 
13 07 Abfälle aus flüssigen Brennstoffen       
13 07 01* Heizöl und Diesel   Ja S 

15 
VERPACKUNGSABFALL, AUFSAUGMASSEN, 
WISCHTÜCHER, FILTERMATERIALIEN UND 
SCHUTZKLEIDUNG (a. n. g.) 

      

15 01 Verpackungen (einschließlich getrennt gesammel-
ter kommunaler Verpackungsabfälle)       

15 01 01 Verpackungen aus Papier und Pappe 8 / 14 / 17   M 
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15 01 02 Verpackungen aus Kunststoff 11 / 12 / 13 
 / 14 / 17   M 

15 01 03 Verpackungen aus Holz 14 / 17   M 
15 01 05 Verbundverpackungen 8 / 14 / 17   M 
15 01 06 gemischte Verpackungen 14 / 17   M 
15 01 09 Verpackungen aus Textilien 17   M 

15 01 10* 
Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe 
enthalten oder durch gefährliche Stoffe verunreinigt 
sind 

8 / 20 Ja M;S 

15 02 Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und 
Schutzkleidung       

15 02 02* 
Aufsaug- und Filtermaterialien (einschließlich Ölfilter a. 
n. g.), Wischtücher und Schutzkleidung, die durch 
gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

8 / 14 Ja M 

15 02 03 
Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und 
Schutzkleidung mit Ausnahme derjenigen, die unter 15 
02 02 fallen 

8 / 10   M 

16 ABFÄLLE, DIE NICHT ANDERSWO IM VERZEICH-
NIS AUFGEFÜHRT SIND       

16 01 
Altfahrzeuge verschiedener Verkehrsträger (ein-
schließlich mobiler Maschinen) und Abfälle aus 
der Demontage von Altfahrzeugen sowie der Fahr-
zeugwartung (außer 13, 14, 16 06 und 16 08) 

      

16 01 03 Altreifen  34 / 36 / 40   W 
16 01 07* Ölfilter 8 / 14 Ja M 

16 01 19 Kunststoffe 11 / 12/ 13 / 
17   M 

16 01 22 Bauteile a.n.g. 11 / 12/ 13 / 
17   M 

16 02 Abfälle aus elektrischen und elektronischen Gerä-
ten       
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16 02 09* Transformatoren und Kondensatoren, die PCB enthal-
ten   Ja S 

16 05 Gase in Druckbehältern und gebrauchte Chemika-
lien       

16 05 04* gefährliche Stoffe enthaltende Gase in Druckbehältern 
(einschließlich Halonen)   Ja S 

16 05 05 Gase in Druckbehältern mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 16 05 04 fallen     S 

16 05 06* 
Laborchemikalien, die aus gefährlichen Stoffen beste-
hen oder solche enthalten, einschließlich Gemische 
von Laborchemikalien 

  Ja S 

16 05 07* gebrauchte anorganische Chemikalien, die aus gefähr-
lichen Stoffen bestehen oder solche enthalten   Ja S 

16 05 08* gebrauchte organische Chemikalien, die aus gefährli-
chen Stoffen bestehen oder solche enthalten   Ja S 

16 05 09 gebrauchte Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 16 05 06, 16 05 07 oder 16 05 08 fallen     S 

17 
BAU- UND ABBRUCHABFÄLLE (EINSCHLIESS-
LICH AUSHUB VON VERUNREINIGTEN STAND-
ORTEN) 

      

17 01 Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik       
17 01 01 Beton  39 / 41   W 
17 01 02 Ziegel  39 / 41   W 
17 01 03 Fliesen, Ziegel und Keramik  39 / 41   W 
17 02 Holz, Glas und Kunststoff       
17 02 01 Holz 17   M 

17 02 03 Kunststoff 11 / 12 / 13 
 / 17   M 

17 02 04* Glas, Kunststoff und Holz, die gefährliche Stoffe ent-
halten oder durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 8 / 21 Ja M 

17 03 Bitumengemische, Kohlenteer und teerhaltige 
Produkte       
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17 03 02 Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen, die unter 
17 03 01 fallen 21   M 

17 03 03* Kohlenteer und teerhaltige Produkte 9 / 15 Ja M 
17 04 Metalle (einschließlich Legierungen)       

17 04 11 Kabel mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 04 10 
fallen     W 

17 05 Boden (einschließlich Aushub von verunreinigten 
Standorten), Steine und Baggergut       

17 05 03* Boden und Steine, die gefährliche Stoffe enthalten 8 Ja M 
17 05 05* Baggergut, das gefährliche Stoffe enthält 8 Ja M 
17 08 Baustoffe auf Gipsbasis       

17 08 02 Baustoffe auf Gipsbasis mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 17 08 01 fallen 32 / 39 / 41   W 

17 09 Sonstige Bau- und Abbruchabfälle       

17 09 02* 

Bau- und Abruchabfälle, die PCB enthalten (z. B. 
PCB-haltige Dichtungsmassen, PCB-haltige Bodenbe-
läge auf Harzbasis, PCB-haltige Isolierverglasungen, 
PCB-haltige Kondensatoren); 
hier nur Holz, Glas und Kunststoff 

8 / 21 Ja M 

17 09 03* sonstige Bau- und Abbruchabfälle (einschließlich ge-
mischte Abfälle), die gefährliche Stoffe enthalten 8 / 21  Ja M 

17 09 04 
gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 17 09 01, 17 09 02 und 17 09 03 
fallen 

8   M 

18 

ABFÄLLE AUS DER HUMANMEDIZINISCHEN O-
DER TIERÄRZTLICHEN VERSORGUNG UND FOR-
SCHUNG (OHNE KÜCHEN- UND RESTAU-
RANTABFÄLLE, DIE NICHT AUS DER UNMITTEL-
BAREN KRANKENPFLEGE STAMMEN) 

      

18 01 
Abfälle aus der Geburtshilfe, Diagnose, Behand-
lung oder Vorbeugung von Krankheiten beim Men-
schen 
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18 01 01 spitze oder scharfe Gegenstände (außer 18 01 03) 18   M 

18 01 04 

Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus in-
fektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforde-
rungen gestellt werden (z. B. Wund- und Gipsverbän-
de, Wäsche, Einwegkleidung, Windeln) 

9 / 10 / 19   M 

18 02 Abfälle aus Forschung, Diagnose, Krankenbehand-
lung und Vorsorge bei Tieren       

18 02 01 spitze oder scharfe Gegenstände mit Ausnahme der-
jenigen, die unter 18 02 02 fallen 18   M 

18 02 03 
Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus in-
fektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforde-
rungen werden 

10   M 

19 

ABFÄLLE AUS ABFALLBEHANDLUNGSANLA-
GEN, ÖFFENTLICHEN ABWASSERBEHAND-
LUNGSANLAGEN SOWIE DER AUFBEREITUNG 
VON WASSER FÜR DEN MENSCHLICHEN GE-
BRAUCH UND WASSER FÜR INDUSTRIELLE 
ZWECKE 

      

19 08 Abfälle aus Abwasserbehandlungsanlagen a. n. g.       

19 08 01 Sieb- und Rechenrückstände 8 / 14 / 19  
/ 21 / 31   M 

19 08 09 Fett- und Ölmischungen aus Ölabscheidern, die Spei-
seöle und -fette enthalten 

8 / 14 / 19  
/ 21   M 

19 08 10* Fett- und Ölmischungen aus Ölabscheidern mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 19 08 09 fallen 

8 / 14 / 19 
 / 21 Ja M 

19 09 
Abfälle aus der Zubereitung von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch oder industriellem 
Brauchwasser 

      

19 09 01 feste Abfälle aus der Erstfiltration und Siebrückstände 10   M 
19 09 04 gebrauchte Aktivkohle 10     M 
19 09 05 gesättigte oder gebrauchte Ionenaustauscherharze 8 / 10   M 
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19 11 Abfälle aus der Altölraffination       
19 11 01* gebrauchte Filtertone 8 Ja M 

19 12 
Abfälle aus der mechanischen Behandlung von Abfäl-
len (z.B. Sortieren, Zerkleinern, Verdichten,  
Pelletieren) a. n. g. 

      

19 12 01 Papier und Pappe 8 / 14 / 17   M 

19 12 04 Kunststoff und Gummi 11 / 12 / 13 
 / 14 / 17   M 

19 12 06* Holz, das gefährliche Stoffe enthält 8 / 21 Ja M 

19 12 07 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 19 12 06 
fällt 14 / 17   M 

19 12 08 Textilien 12 / 17   M 
19 12 10 brennbare Abfälle (Brennstoffe aus Abfällen) 14 / 17   M 

19 12 11* 

sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) 
aus der mechanischen Behandlung von Abfällen, die 
gefährliche Stoffe enthalten; hier nur brennbare Frakti-
on 

14 / 17 Ja M 

19 12 12 

sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) 
aus der mechanischen Behandlung von Abfällen,mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 19 12 11 fallen;  
hier nur brennbare Fraktion 

14 / 17   M 

20 

SIEDLUNGSABFÄLLE (HAUSHALTSABFÄLLE 
UND ÄHNLICHE GEWERBLICHE UND INDUSTRI-
ELLE ABFÄLLE SOWIE ABFÄLLE AUS EINRICH-
TUNGEN), EINSCHLIESSLICH GETRENNT GE-
SAMMELTER FRAKTIONEN 

      

20 01 Getrennt gesammelte Fraktionen (außer 15 01)       
20 01 01 Papier und Pappe/Karton 17   M;W 
20 01 02 Glas 36   W 

20 01 08 biologisch abbaubare Küchen- und Kantinenabfälle 8 / 14 / 17 
/21   M 
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20 01 10 Bekleidung 17   M;W 
20 01 11 Textilien 17   M;W 
20 01 13* Lösemittel   Ja S 
20 01 14* Säuren   Ja S 
20 01 15* Laugen   Ja S 
20 01 17* Fotochemikalien   Ja S 
20 01 19* Pestizide   Ja S 

20 01 21* Leuchtstoffröhren und andere quecksilberhaltige Abfäl-
le   Ja S;W 

20 01 23* gebrauchte Geräte, die Fluorchlorkohlenwasserstoffe 
enthalten   Ja W 

20 01 25 Speiseöle und -fette 8 / 14 / 17 
/21   M 

20 01 26* Öle und Fette mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 
01 25 fallen 8 Ja S 

20 01 27* Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze, die 
gefährliche Stoffe enthalten 

8 / 9 / 15 / 20 
/ 21 Ja M;S 

20 01 28 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 27 fallen 

8 / 9 / 15 / 20 
/ 21   M;S 

20 01 29* Reinigungsmittel, die gefährliche Stoffe enthalten 8 / 10 / 19 Ja M 

20 01 30 Reinigungsmittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 
20 01 29 fallen 8 / 10 / 19   M 

20 01 31* zytotoxische und zytostatische Arzneimittel 16 Ja M 

20 01 32 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 
31 fallen 16   M 

20 01 33* 
Batterien und Akkumulatoren, die unter 16 06 01, 16 
06 02 oder 16 06 03 fallen, sowie gemischte Batterien 
und Akkumulatoren, die solche Batterien enthalten 

  Ja S 

20 01 34 Batterien und Akkumulatoren mit Ausnahme derjeni-
gen, die unter 20 01 33 fallen     S 
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20 01 35* 
gebrauchte elektrische und elektronische Geräte, die 
gefährliche Bauteile enthalten, mit Ausnahme derjeni-
gen, die unter 20 01 21 und 20 01 23 fallen 

  Ja W 

20 01 36 
gebrauchte elektrische und elektronische Geräte mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 21, 20 01 23 
und 20 01 35 

    W 

20 01 37* Holz, das gefährliche Stoffe enthält 17 Ja M;W 

20 01 38 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 20 01 37 
fällt 17   M;W 

20 01 39 Kunststoffe 8 / 11 / 12 / 
13 / 17   M;W 

20 01 40 Metalle 20   W 

20 02 Garten- und Parkabfälle (einschließlich Friedhofs-
abfälle)       

20 02 01 biologisch abbaubare Abfälle 17   M;K;W 
20 02 03 andere nicht biologisch abbaubare Abfälle 8 / 9 / 14 / 19   M 
20 03 Andere Siedlungsabfälle       
20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 8 / 19   M 
20 03 02 Marktabfälle 8 / 19   M 
20 03 03 Straßenkehricht 8 / 19   M 
20 03 06 Abfälle aus der Kanalreinigung 8 / 19   M 
20 03 07 Sperrmüll 8 / 19   M 
20 03 99 Siedlungsabfälle a. n. g. 8 / 19   M 
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I. Änderungssatzung zur Abfallwirtschaftssatzung  
der Stadt Solingen – (AbfS)  

vom 24.03.2017

 Änderungen in: § 15 Abs. 2 
  § 16 Abs. 4 
  § neue Anlage 1 

(Veröffentlicht im Amtsblatt DIE STADT, Nr. 15, vom 13. April 2017)

II. Änderungssatzung zur Abfallwirtschaftssatzung  
der Stadt Solingen – (AbfS)  

vom 04.12.2017

  Änderungen:   1. Abschnitt III Überschrift § 16
    2. § 2 Abs. 2 Ziffer 7
    3. § 2 Abs. 2 
    4. § 2 Abs. 2 Ziffern 
    5. In § 6 Abs. 2 Satz 2 
    6. § 6 Abs. 2 Satz 4 
    7. Überschrift zu § 16 
    8. § 16 Abs. 1 Satz 2 
    9. § 16 Absatz 5 
    10. § 18 Abs. 2 Satz 3
    11. § 28 Abs. 2 Satz 1
    12. In § 28 Abs. 2 Satz 4
    13. In § 28 Abs. 3 S. 3 

(Veröffentlicht im Amtsblatt DIE STADT, Nr. 50, vom 14. Dezember 2017)


